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EU Europaische Union
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Bemessungsgrundlagen und das grenziberschreitende Verschieben von
Gewinnen durch multinationale Konzerne)

WBK-NR Kommission fur Wissenschaft, Bildung und Kultur des Nationalrats
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UNRWA United Nations Relief and Works Agency for Palestine Refugees in the
Near East

MENA Middle East & North Africa

BRICS Brasilien, Russland, Indien, China und Sudafrika

CIP-CE Commission des institutions politiques du Conseil des Etats

DETEC Département fédéral de I'environnement, des transports, de I'énergie et
de la communication

ONU Organisation des Nations unies

AVS Assurance-vieillesse et survivants

CDI Convention de double imposition

AELE Association européenne de libre-échange

SECO Secrétariat d'Etat a I'économie

OSCE Organisation pour la sécurité et la coopération en Europe

AS-MPC Autorité de surveillance du Ministére public de la Confédération

CPS-CE Commission de la politique de sécurité du Conseil des Etats
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UE Union européenne

DFE Département fédéral de I'économie, de la formation et de la recherche

DéICDG Délégation des Commissions de gestion

EEE I'Espace économique européen

EAR Echange automatique de renseignements

EAU Emirats arabes unis

CER-CN Commission de I'économie et des redevances du Conseil national

DFAE Département fédéral des affaires étrangeres

DEFR Département fédéral de I'économie, de la formation et de la recherche

G20 Groupe des vingt

CPA Controle parlementaire de I'administration

OSE Organisation des Suisses de |'étranger

OFAEE Office fédéral des affaires économiques extérieures

BEPS Base Erosion and Profit Shifting (Erosion de la base d'imposition et
transfert des bénéfices)

CSEC-CN Commission de la science, de I'éducation et de la culture du Conseil
national

BIE Bureau International des Expositions

UNRWA United Nations Relief and Works Agency for Palestine Refugees in the
Near East

MOAN Moyen-Orient et I'Afrique du Nord

BRICS Le Brésil, la Russie, I'Inde, la Chine et I'Afrique du Sud
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BERICHT
DATUM: 31.12.2020
CHRISTIAN GSTEIGER

Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Politische Grundfragen
Politische Grundfragen

Jahresriickblick 2020: Politische Grundfragen

Viele der in den Medien diskutierten politischen Grundfragen waren 2020
gesellschaftlicher, historischer und auch prospektiver Natur; politische Geschéafte zu
diesem Thema wurden in den Raten keine behandelt. Grossen Einfluss auf die Themen,
vor allem in der ersten Jahreshalfte, hatte wie auch andernorts die Corona-Pandemie.

So beeinflusste das Coronavirus den nationalen Zusammenhalt und die Stimmungslage
in der Bevdlkerung. Wahrend der Corona-bedingten ausserordentlichen Lage im
Frihling stellte die Schweizer Bevdlkerung ihre Hilfsbereitschaft unter Beweis, wie die
Medien wahrend dem Lockdown ausgiebig berichteten: Viele Schweizerinnen und
Schweizer erlebten demnach von ihren Mitmenschen eine Welle der Solidaritat. Der
Lockdown flihrte anfanglich aber auch vermehrt zu Angst in der Bevélkerung vor dem
Virus, da die einschneidenden Massnahmen dieses greifbar machten und eine
psychische Belastung darstellten, wie die Presse und eine Umfrage des LINK-Instituts
festhielten. Die Pandemie machte auch bestehende politische und kulturelle
Differenzen sichtbar: Die normalerweise als Ro&stigraben bekannte Sprachgrenze
verkam 2020 zum Coronagraben. Die Bezeichnung war den ungleich hoheren
Infektionszahlen in den lateinischsprachigen Kantonen geschuldet, begrindet etwa mit
deren geographischer Nahe zu den starker von der Pandemie betroffenen Léndern
Italien und Frankreich.

Ferner wurde in der Presse darlber gemutmasst, inwiefern die Coronakrise die Welt
und insbesondere die Schweiz nachhaltig beeinflussen wird, und Kritik an den zur
Bekdmpfung der Pandemie getroffenen Massnahmen gedussert: So nahm etwa
Schriftsteller und Literaturpreistrager Lukas Barfuss mittels eines Essays im Sonntags-
Blick mehrmals zur Coronakrise Stellung.

Zu reden gab schliesslich auch die Frage, wie ein Nationalfeiertag in Zeiten von Corona
geblhrend abgehalten werden koénne. Vielerorts konnte der Feiertag nicht oder
aufgrund der geltenden Massnahmen zur Eindémmung der Pandemie nur unter
Einschrankungen begangen werden. Auch die Feier auf dem Rutli fand unter speziellen
Umstanden statt: Unter Ausschluss der Offentlichkeit und nur vor geladenen Gasten
hielt Bundesprasidentin Simonetta Sommaruga ihre Erste-August-Rede.

Naturlich tat sich auch Abseits von Corona einiges: Mit 2020 brach ein neues Jahrzehnt
an und das bot Anlass, auf die vergangene Dekade zurtickzublicken. Die Sonntagszeitung
publizierte gleich zu Jahresbeginn eine Retrospektive, welche die gesellschaftlichen
und technischen Errungenschaften der 20710er-Jahre thematisierte. In einigen
Zeitungen versuchte man derweil, unter Beizug von Zukunftsforschern auch das neue
Jahrzehnt zu deuten und mogliche Entwicklungen vorauszuahnen. Thematisch
dominierten der Klimawandel, geopolitische Einschatzungen und allerlei technologische
Entwicklungen diese Einschatzungen.

Zur Gedenkfeier der sich zum 75. Mal jahrenden Befreiung des Konzentrationslagers
Auschwitz am 27. Januar 1945 reiste Bundesprasidentin Sommaruga nach Polen und
legte einen Kranz flr die Opfer des Lagers nieder. Ein Buch arbeitete das Schicksal der
in den Konzentrationslagern getdteten Schweizerinnen und Schweizer auf, ferner
forderte die ASO eine Gedenkstatte flur ebendiese ermordeten Schweizerinnen und
Schweizer. Des Weiteren jéhrte sich in den Jahren 2019 respektive 2020 der Beginn des
Zweiten Weltkriegs zum 80. und das Ende des Krieges zum 75. Mal. Ausgesprochen
haufig wurde in den Medien in der Folge Uber die unzahligen Aspekte des Krieges und
dessen Auswirkungen auf die Schweiz berichtet.

Das Image der Schweiz im Ausland untersuchte die daflir zustdndige Stelle des Bundes
«Présenz Schweiz». Dieses sei fur das Untersuchungsjahr 2019 «gut und stabil
gewesen», wie im Februar 2020 bekannt gegeben wurde. Thematisch hatten etwa der
Frauenstreik, die Europapolitik oder die Gletscherschmelze besonders grosse
Strahlkraft in auslandischen Medien, wenn diese tber die Schweiz berichteten.

Nachdem der Bund im Zuge der letztjahrigen Spendenaffare im Zusammenhang mit
dem Expo-Pavillon an der Weltausstellung 2020 in Dubai in die Kritik geraten war, hatte

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.65 - 01.01.24



BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 27.09.2017
KAREL ZIEHLI

das EDA laut Medienberichten Mihe, die fehlenden Gelder fur die Ausstellung
zusammenzutragen. Am 29. Mai teilte dann das BIE mit, die Ausstellung in Dubai werde
wegen der Corona-Pandemie verschoben und neu vom 31. Oktober 2021 bis 31. Méarz
2022 stattfinden. Damit bleibt dem Bund noch etwas Zeit, die ndtige Finanzierung
sicherzustellen.

Nicht im Rahmen der Welt-, sondern der nachsten Landesausstellung schritten
verschiedene Projekte weiter voran. Besonders das Projekt «Svizra27» nahm Fahrt auf
und konnte prominente Unterstitzung durch Doris Leuthard und Bertrand Piccard
gewinnen. Im Sommer lancierte die «Svizra27» einen ldeenwettbewerb, damit die
Bevdlkerung die Expo mitgestalten kann. Mit der «Muntagna» wurde 2020 zudem ein
weiteres Projekt lanciert. Das unterdessen vierte laufende Expo-Projekte beabsichtigt
eine Landesausstellung, welche sich des Alpenraums annimmt.

Auch 2020 war die Schweiz Bestandteil mehrerer Landervergleiche- und Studien: So
hielt der jéahrlich verfasste Global Wealth Report der Credit Suisse Ende Oktober fest,
dass die Schweiz wie bereits in den Vorgangerjahren auch 2020 und trotz Corona das
wohlhabendste Land der Welt war respektive dass Schweizerinnen und Schweizer,
gemessen in US-Dollar, weltweit Uber die hochsten Vermdgen verfugten. Langfristige
Auswirkungen der Pandemie konnten in der Studie aber noch nicht ermittelt werden.

Im ebenfalls jahrlich erscheinenden World Happiness Report belegte die Schweiz im
Marz den dritten Platz, nachdem sie letztes Jahr auf den sechsten Platz abgerutscht
war. Die Studie bezog sich auf den Untersuchungszeitraum 2019, die Corona-Pandemie
wurde somit nicht miteinbezogen - anders als in dem am 19. November erschienenen
Sorgenbarometer der Credit Suisse, worin anhand von Daten des Umfrageinstituts
gfs.bern die Sorgen der Schweizer Bevolkerung eruiert wurden. Die Corona-Pandemie
und deren Folgen stellten wenig Uberraschend die Hauptsorge der Schweizerinnen und
Schweizer dar, gefolgt von der Finanzierung der Altersvorsorge und von der
Arbeitslosigkeit - Sorgen, die wiederum durch die Pandemie bedingt noch verstarkt
wurden.

Zu Jahresbeginn lag der Anteil der erfassten Zeitungsberichte zum Thema «Politische
Grundfragen» gemessen an allen anderen 2020 durch Année Politique Suisse erfassten
Zeitungsberichte bei 2.5 Prozent und erreichte kurz vor dem 1. August mit gut 3 Prozent
seinen Hochststand, ehe er bis Ende Jahr auf unter 1 Prozent fiel. Der durchschnittliche
Jahresgesamtanteil von etwas Uber 1.6 Prozent entspricht in etwa jenem der Vorjahre,
was trotz der speziellen Corona-Situation im Vergleich zu den drei Vorjahren auf eine
gleichbleibende Bedeutung der politischen Grundfragen in Gesellschaft und Politik
hindeutet. '

Landes- und Weltausstellungen

Le Conseil national accepte de délivrer une demande de crédit d'engagement d'un
montant de CHF 12.75 millions pour participer a I'exposition universelle de catégorie
A organisée a Dubai en 2020 et 2021. Le Conseil fédéral assure que la moitié des colts
sera assumée par des tiers, ce qui permettra de réduire sensiblement le montant que la
Confédération investira dans cette manifestation. Comme rappelé par le rapporteur
francophone de la Commission de la science, de I'éducation et de la culture (CSEC),
Fathi Derder (fdp/plr, VD), ce montant est bien inférieur au budget alloué au pavillon
suisse lors de la derniére exposition universelle ayant eu lieu a Milan en 2015.

Le député Derder ainsi que la rapporteuse germanophone de la commission, Kathy
Riklin (cvp/pdc, ZH), ont rappelé les opportunités que représente une telle
manifestation pour la Suisse. D'un point de vue diplomatique, tout d'abord, la Suisse
peut se profiler en tant que fournisseur de bons offices dans cette région chamboulée
par les conflits, les guerres (notamment celle qui fait rage au Yémen et dans laquelle les
Emirats arabes unis sont impliqués) et les tensions (avec le Qatar et I'lran). Le conseiller
fédéral Didier Burkhalter précise, par ailleurs, que I'une des thématiques abordées par
le pavillon suisse sera I'eau comme source de paix. Le Parti socialiste et les Verts voient
eux d'un mauvais oeil cette implication des Emirats arabes unis dans ces conflits et
estiment qu'il est discutable de participer a une manifestation organisée par un tel
pays. Ces tensions sont également source d'inquiétudes pour I'Union démocratique du
centre qui y voit un danger pour la sécurité de la manifestation. La députée Glauser-
Zufferey estime, de plus, que si les tensions augmentent, il y a un risque que les
sponsors se désengagent, obligeant de ce fait la Confédération a payer plus que prévu
— un point que le chef du Département fédéral des affaires étrangéres a
immeédiatement relativisé, précisant que divers scénarios ont été simulés et qu'en cas
d'annulation la Confédération ne payerait que ce qui aura été construit.
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Cette manifestation est, de plus selon Didier Burkhalter, aussi I'occasion de promouvoir
les valeurs qui font la Suisse, telles que les droits de 'Homme. Cet aspect est également
pointé du doigt par le PS, les Verts ainsi qu'Amnesty International qui soulévent, tous
trois, les problémes que connait le pays en la matiére. L'organisation spécialisée dans la
défense des droits de I'Homme estime toutefois qu'un boycott serait contreproductif
et adopte la méme position que les deux partis de gauche, & savoir, profiter de cette
occasion pour thématiser ces questions-la. Didier Burkhalter souligne que les Emirats
arabes unis ont réecemment adopté une nouvelle loi sur la protection des travailleurs, et
cela trés probablement gréce a la pression internationale. De plus, les entreprises qui
construiront le pavillon suisse seront soumises a plusieurs clauses permettant d'éviter
tout abus.

Les deux rapporteurs de la commission compétente ont finalement insisté sur les
opportunités économiques que représente une telle manifestation. 2.5 millions de
visiteurs sont attendus sur le stand suisse (soit un dixieme du total de visiteurs estimé)
ce qui représente une exposition médiatique et touristique trés intéressante. De plus,
les Emirats arabes unis sont le premier partenaire économique de la Suisse au Moyen-
Orient. Les échanges entre les deux pays se sont élevés a 9 milliards de francs en 2016,
avec un balance commerciale favorable a la Suisse de 1.5 milliard. Cette exposition est
donc l'occasion de renforcer ce partenariat économique privilégié et de profiler la
Suisse comme un pays d'innovation, dans cette manifestation ayant pour thématique
principale "Connecter les esprits, construire le futur”.

Avec le soutien des fractions vertes-libérales, libérales-radicales, démocrates
chrétiennes et bourgeoises démocrates, un soutien sous condition du parti socialiste
et des verts (qui veulent tous deux que la Suisse utilise cette exposition pour
promouvoir ses valeurs démocratiques et humanistes) ainsi qu'un soutien d'une partie
de I'union démocratique du centre, cette demande de crédit est largement plébiscitée
par 128 voix contre 26 et 26 - ces dernieres provenant principalement des rangs de
['UDC et du PS.

Les visiteurs profiteront donc d'un pavillon suisse aux courbes inspirées des tentes des
Bédouins et dans lequel il sera possible de faire une forme de randonnée a travers la
Suisse, avec en guise d'entrée - comme présenté dans les médias par le chef de
Présence Suisse Nicolas Bideau - les salines de Bex suivi, entre autres, de la projection
des plus beaux paysages qui constituent la Suisse. ?

Mitte Juli 2019 wurde eine mediale Kontroverse iiber den Auftritt der Schweiz an der
Weltausstellung 2020 in Dubai ausgeldst, als bekannt wurde, dass der Schweizer
Pavillon grosszlgig vom Tabakproduzenten Philip Morris gesponsert werden sollte.
Insbesondere Bundesrat Ignazio Cassis geriet wegen des «Tabaksponsorings» in Kritik,
auch da er ehemals als Praventivmediziner tatig war.

Die Zeitungen der CH Media legten im Juli offen, dass es sich bei den beiden
Hauptsponsoren der Expo um Schindler sowie Philip Morris handle, aber auch
Unternehmen wie Nestlé, Novartis und Clariant Geldgeber seien. Denn anders als bei
friheren Auftritten an Weltausstellungen stamme diesmal Uber die Halfte des Budgets
(CHF 7.5 Mio. von insgesamt CHF 15 Mio.) fiir den Schweizer Pavillon von Sponsoren. Wie
das EDA gegenluber CH Media bestéatigte, wollte sich der weltgrosste Tabakhersteller
Philip Morris mit Sitz in New York (USA) und Lausanne als «Main Partner» mit einer
Summe von rund CHF 1.8 Mio. am Schweizer Pavillon beteiligen. Als solche erhalten die
Konzerne im Gegenzug eine «Assoziation ihres Images mit jenem der offiziellen
Schweiz», was heisst, dass sich der Zigarettenkonzern mit «dem Gutesiegel der
Eidgenossenschaft» der Weltdffentlichkeit prasentieren kénne, betonten die Medien.
Dazu gehore ein sogenanntes «Sponsoringpaket mit Uber 30 Leistungen», welches
beispielsweise eine permanente Ausstellungsflache von 75 Quadratmetern im Pavillon
oder das Recht beinhalte, das offizielle Logo des Pavillons fur eigene Werbung zu
verwenden. Auch auf Bildschirmen an und ausserhalb der Weltausstellung durfe der
Tabakkonzern mit der «Marke Schweiz» Werbung betreiben, zudem profitiere er von
den «Verbindungen des Bundes zu den lokalen Behérden in Dubai».

Das Aussendepartement beteuerte derweil, dass man sich an die Gesetze der Schweiz
und des Gastlandes halte und der Bund sich nicht an der Bewerbung «tabakbezogener
Produkte» beteiligen werde. Dennoch werde es auf dem Pavillon eine nur fir Personen
Uber 21 Jahren zugangliche Dachterrasse geben, wo man die «Heat-not-burn»-
Zigarette 1QOS werde testen konnen. Diese elektronische Zigarette wird von Philip
Morris gerne als neuartige Form des Tabakgenusses angepriesen, gar als Verbindung
zwischen «Wissenschaft und Innovation» - woflr eben «der Schweizer Pavillon die
perfekte Plattform» darstelle, wie der «Blick» einen Konzernsprecher zitierte. Wenn
aber nun auch das Departement von Bundesrat Cassis diesbezlglich von einer
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«Alternative zur traditionellen Zigarette» spreche, so téne dies wie der Werbespruch
von Philip Morris, konstatierte die Aargauer Zeitung.

Neben Reaktionen, die gesundheitspolitische Bedenken vorbrachten, |6ste der Fall
auch eine grundsatzliche Diskussion um die Sponsoringpolitik des Aussendepartement
aus. Die Prasidentin der APK-NR, Elisabeth Schneider-Schneiter (cvp, BL) kindigte
aufgrund der vielen Reaktionen eine Grundsatzdebatte Uber die Sponsoringpolitik des
Aussendepartements in ihrer Kommission an. Auch &ausserten sich weitere Schweizer
Parlamentarierinnen und Parlamentarier zum Fall: Carlo Sommaruga (sp, GE) etwa
sprach laut der «Tribune de Genéve» von einer Privatisierung der «politique étrangere»
und gleichzeitig sicherte Bundesrat Cassis zu, er wolle die Sponsoringpartnerschaft
Uberprifen, denn er sei noch «gar nicht im Detail» tber die Sache informiert worden.
Spéter teilte der Aussenminister gegenlber der Medien gar mit, das Dossier sei nie auf
seinem Tisch gelegen.

Die Berichte Uber die umstrittene Zusammenarbeit und die Spekulationen Uber die
Rolle sowie die Kritik an der Person Cassis' hauften sich schliesslich ebenso wie die
Sorge um das internationale Image der Schweiz. Denn, so ein Kommentar von Anna
Wanner in der Aargauer Zeitung, dem Tabakkonsum hafte heute ein negatives Bild an
und dieses farbe durch das Sponsoring Philip Morris' auch auf die Schweiz ab.
Zeitgleich titelte man im deutschen «Handelsblatt»: «Rauchen gefadhrdet die
Gesundheit - und das Image>.

Die Sorge um einen Imageschaden teilte schliesslich auch Cassis: Aufgrund der heftigen
Kritik verordnete der Bundesrat den Verzicht auf die Gelder des Tabakkonzerns. Damit
wird Philip Morris an der Weltausstellung 2020 in Dubai als Sponsor wegfallen, wie die
Presse am 31. Juli bekannt gab. Man wolle das Hauptziel in Dubai, die «Vermittlung eines
positiven Images der Schweiz», nicht in Frage stellen, lautete die Begrindung in einer
Medienmitteilung des Aussendepartements, denn flur die Ausstellung werden 25 Mio.
Besucher aus 190 verschiedenen Léndern erwartet.

Mit dem Entscheid zu Philip Morris erteilte Cassis zudem der EDA-Organisation
«Préasenz Schweiz» den Auftrag, die Sponsoringpraxis des Bundes zu Uberprufen. Es war
namlich bereits das zweite Mal in diesem Jahr, dass der Tabakkonzern Philip Morris mit
seinem Sponsoring 6ffentlicher Schweizer Anlasse fur Aufsehen sorgte: Im Juni trat der
Konzern als Sponsor beim Eréffnungsfest der neuen Schweizer Botschaft in Russland
auf. Im Standerat liebaugelte man deshalb bereits mit einem Verbot von Finanzierungen
offentlicher Veranstaltungen durch die Tabakbranche. °

Nach der Spendenaffére rund um den Tabakmulti Philip Morris 2019 im Hinblick auf die
2020 anstehende Weltausstellung in Dubai schaffte es der Bund nicht, genligend
Sponsorengelder fir den Schweizer Pavillon zusammenzutragen. Es fehlten noch CHF 4
Mio. der insgesamt CHF 15 Mio., wie die Aargauer Zeitung Anfang des Jahres 2020
berichtete; CHF 1.8 Mio. davon hatte der Tabakkonzern beisteuern sollen. Laut Presse
schloss das Aussendepartement unterdessen aus, dass die fehlenden Gelder noch
mittels Sponsoren gefunden werden kénnen, wenn auch weiterhin «Verhandlungen mit
potenziellen Partnern» gefuhrt wurden. Héchstens CHF 1 Mio., so die Hoffnung, kénnte
noch zusammenkommen, fur die restlichen CHF 3 Mio. werde man wahrscheinlich auf
Bundesgelder zurtickgreifen missen.

Gemaéss der Einschatzung der Aargauer Zeitung hatte der Bund das Zusammentragen
von Spendengeldern flir Dubai unterschatzt: Einerseits schade das Debakel um die
Partnerschaft mit Philip Morris dem Vorhaben, da fortan die Wortkombination
«Schweiz, Expo, Dubai» mit den negativen Meldungen von 2019 in Verbindung gebracht
wirde. Lust darauf, Sponsoringpartner zu werden, habe nun kaum jemand mehr.
Andererseits kam hinzu, dass wirtschaftliche und geopolitische Griinde - der persische
Golf war zuletzt eine risikobehaftete Region - die Vorfreude auf eine Expo trubten,
obschon die Veranstalter in den Emiraten im Vorfeld davon sprachen, die «bisher
grosste und spektakularste Expo» abhalten zu wollen.

Etwas spater im selben Jahr wurde bekannt, dass die Expo in Dubai und andere
internationale Anlasse wie die olympischen und paralympischen Spiele in Tokyo
aufgrund der Corona-Pandemie auf das Jahr 2021 verschoben wlrden. Am 29. Mai
teilte das BIE definitiv mit, die Ausstellung in Dubai werde neu vom 31. Oktober 2021 bis
31. Marz 2022 stattfinden. Bereits in einer Medienmitteilung im April kommunizierte die
dafur zusténdige Stelle des EDA, Prasenz Schweiz, der Bundesrat habe seine Absicht
bestatigt, die beiden Grossveranstaltungen auch im nachsten Jahr «fur die Promotion
der Schweiz» nutzen zu wollen. Flur die Schweiz, so schétzte Prasenz Schweiz,
entstiinden durch die Verschiebung der Grossanlasse zusatzliche Kosten in Héhe von
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CHF 2 Mio. Die Verschiebung sah man aber auch als Chance: So kénne die Schweiz das
neue Datum gleich nutzen, sich und ihre Wirtschaft in der «Post-Covid-19-Phase» zu
positionieren. *

Repoussée d'une année en raison de la pandémie, I'exposition universelle de Dubai a
finalement pu se tenir, réunissant 192 pays entre octobre 2021 et mars 2022. Le
directeur de Présence Suisse Nicolas Bideau s'est réjoui via un tweet du passage de 1.6
million de visiteurs et visiteuses dans le pavillon suisse. Celui-ci avait pour objectif de
mettre en avant des éléments phares du pays, a savoir les Alpes, le chocolat et
I'innovation. Pourtant, ce succes n'a pas déclenché I'enthousiasme des médias. Les
rares articles de presse s'intéressant a I'exposition universelle se sont montrés plutot
critiques a I'encontre de I'événement, qualifié de «version utopiste de la globalisation
dans laquelle tout est démesure» par le journal Le Temps. Le site de I'exposition, grand
comme deux fois Monaco, a colté environ CHF 6.5 milliards. Des doutes subsistent
quant a son utilité aprés I'exposition, bien que les autorités de I'émirat aient assuré que
le site sera reconverti en une «ville du futur». La construction des infrastructures avait
déja suscité de nombreuses critiques, le parlement européen ayant notamment appelé
au boycott de la manifestation en raison de violations des droits humains aux Emirats
arabes unis. En outre, le Temps a mis en lumiere les conditions de travail peu
glorieuses durant I'expo. Une étude de I'ONG britannique Equidem a fait état de
plusieurs manquements (paiement de frais de recrutement, rétention de passeport,
non-versement des salaires) auxquels sont exposés les travailleurs et travailleuses.
Ceux-ci sont, pour la plupart, des migrant.e.s originaires de régions pauvres d'Asie ou
d'Afrique. lls se rendent dans les pays du Golfe dans I'espoir de mieux gagner leur vie,
et finissent par effectuer ce qui s'apparente a du travail forcé. Selon Le Temps, la
plupart des expert.e.s indiquent cependant que les conditions de travail a I'Expo sont
meilleures que celles qui régnent habituellement dans les Emirats arabes unis.
Interrogé a ce sujet, Nicolas Bideau a indiqué que la Suisse «est intervenue a plusieurs
reprises via I'ambassade a Abu Dhabi pour inviter I'Expo a instaurer des standards
internationaux en matiére de protection des travailleurs, tels que ceux de I'Organisation
internationale du travail». Le directeur de Présence Suisse a cependant reconnu ne pas
avoir de garanties en dehors des mécanismes de contréle en place. La prochaine
exposition universelle se tiendra a Osaka en 2025. °

Institutionen und Volksrechte
Bundesrat

Der medial breit begleitete, traditionelle Jahresausflug der Regierung vor der
Sommerpause, etwas despektierlich auch «Bundesrats-Reisli» (Tages-Anzeiger, Blick)
oder «Bundesrats-Schulreise» (Obwaldner Zeitung) genannt, flihrte die amtierenden
Bundesratinnen und Bundesrate 2019 in die Kantone Uri, Schwyz und Nidwalden.
Tradition ware eigentlich, dass der Heimatkanton des amtierenden Bundesprasidenten
- 2019 war dies der Zlrcher Ueli Maurer - besucht wird. Da Maurer bereits zum zweiten
Mal Prasident war und die Bundesratsersatzwahlen Ende 2018 fir einige Diskussionen
Uber bisher bundesratslose Kantone gesorgt hatten, entschied sich der Finanzminister
fUr einen Besuch der drei Urkantone, die neben Schaffhausen noch nie eine Vertretung
in der Landesregierung stellen konnten.

Die Reise startete im Bundesbriefmuseum - laut Ueli Maurer dem Ort, der «die Wurzeln
der Geschichte der Eidgenossenschaft» beherberge - und mit einem anschliessenden
Apéro mit der Bevolkerung in Schwyz (8Z), gefolgt von einer Schifffahrt mit dem Ziel
Altdorf (UR). Nach einer Ubernachtung in Andermatt (UR) fand ein weiterer Kontakt mit
der Bevolkerung in Stans (NW) statt.

In der Zeitung Blick zeigte sich Ignazio Cassis erfreut Uber den Ausflug, der «fast wie
eine Gruppentherapie» sei und die Exekutive zusammenschweisse. Und auch der
Reisefuhrer Ueli Maurer gab zu Protokoll, dass es gut tue, «mit den Leuten zu
plaudern». Simonetta Sommaruga hob hervor, dass es schon sei, dass man
untereinander auch mal Uber etwas anderes als Politik reden kénne. Neo-Magistratin
Viola Amherd freute sich ob der Tipps der Birgerinnen und Burger fur die
Regierungsarbeit. Die Stimmung wurde in Stans einzig durch einen Protest von
Mitarbeitenden der Pilatus Flugzeugwerke getribt, die den Entscheid des EDA zur
Einstellung der Tatigkeiten von Pilatus in Saudi-Arabien und den Vereinigten Arabischen
Emiraten kritisierten.

Die wahrend der Reise sichtbare Harmonie im Gremium sei nicht gespielt, wagten viele
Medien zu kommentieren. Die «frostige Atmosphére» und die «grosse Blockade» seien
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in der Tat mehr Diskussion und Kompromisssuche gewichen - so die Basler Zeitung. Sie
schrieb dies den beiden neuen Bundesratinnen Karin Keller-Sutter und Viola Amherd
zu. Vor allem Keller-Sutter suche Losungen nach rechts und nach links, was zu einer
neuen Dynamisierung fuhre. Dies gefalle allerdings der SVP nicht: Die Mehrheiten
hatten sich noch mehr nach links verschoben, kritisierte etwa Thomas Aeschi (svp, ZG)
in der gleichen Zeitung. ¢

Regierungspolitik

In der Romandie |6sten verschiedene «Polit-Affaren», wie sie die Aargauer Zeitung
bezeichnete, Diskussionen Uber die Rechte und Pflichten von Regierungsmitgliedern
hinsichtlich Spesen und Annahme von Geschenken, aber auch Uber die Abwahlbarkeit
von Exekutivmitgliedern aus.

Der einstige Bundesratskandidat und Genfer Sicherheitsdirektor Pierre Maudet (GE,
fdp) musste zugeben, dass er sich mit seiner Familie 2015 nach Abu Dhabi hatte
einladen lassen, obwohl die Annahme von Geschenken fur Genfer Staatsrate verboten
ist. Weil gegen ihn ein Strafverfahren wegen Vorteilnahme eingeleitet wurde und spéater
auch noch der Verdacht auf Steuerhinterziehung auftauchte, musste er nicht nur als
Regierungsprasident zurtcktreten, sondern auch Teile seines Departements aufgeben.
Weil Maudet lange Uber die Affare gelogen und damit sehr viel Vertrauen verloren hatte,
legte ihm die FDP Schweiz gar einen Parteiaustritt nahe. Allerdings «krallt sich Pierre
Maudet an sein Amt» kommentierte die Sonntags-Zeitung und schloss einen Ricktritt
aus.

Nicht nur die Reisen in den nahen Osten - unter anderen wie Maudet ebenfalls nach
Abu Dhabi -, sondern vor allem die Spesen des Genfer Nationalrats und Mitglieds der
Genfer Stadtregierung Guillaume Barazzone (cvp), wurden Gegenstand medialer
Berichterstattung: Die CHF 40'000 pro Jahr, wovon CHF 17'000 alleine fur
Mobiltelefonkosten verbucht wurden, veranlassten witende Genferinnen und Genfer
dazu, auf die Strasse zu gehen.

Auch der Waadtlander Finanzdirektor Pascal Broulis (VD, fdp) geriet in den Fokus der
Strafbehoérden. Er soll auf Reisen eingeladen worden sein, und zwar von niemand
geringerem als «einem der reichsten Einwohner seines Kantons», der von einer
«umstrittenen Pauschalbesteuerung» profitiere (Blick). Fir Fragezeichen sorgte jedoch
die tiefe Steuerrechnung von Broulis, die in der Folge publik gemacht wurde. Die
vermutete unrechtméassige Optimierung konnte zwar nicht nachgewiesen werden,
kosteten den FDP-Politiker aber viel Vertrauen.

Im Gegensatz zu ihren mannlichen Kollegen zog Géraldine Savary (sp, VD), der gute
Chancen auf einen Bundesratssitz nachgesagt wurden, sollte Alain Berset einst
zurlcktreten, und die 2020 als erste Frau SP-Stédnderatsprédsidentin hatte werden
sollen, die Konsequenzen aus einer Wahlspendenaffare und beendete ihre politische
Karriere. Sie hatte vom gleichen Unternehmer, der die Reisen vieler Westschweizer
Politiker bezahlt hatte und im Kanton Waadt pauschalbesteuert wird, eine
Wahlkampfspende von CHF 7'600 angenommen. Die informellen Richtlinien der SP
Waadt erlauben jedoch lediglich CHF 5'000. Obwohl ihr Ricktritt auch von zahlreichen
Genossinnen und Genossen bedauert wurde und sie nichts Widerrechtliches getan
habe, sei sie letztlich «lber den Klassenfeind gestolpert» und habe das Pech gehabt,
dass die Geschichte in dem Moment publik wurde, <«als die halbe welsche
Politprominenz wegen &hnlicher Geschenke, undurchsichtiger Steuerarrangements und
exorbitanter Spesenbezlige am Pranger» stinden, so der Tages-Anzeiger.

Die «Affaren» |6sten einige Recherchen und Diskussionen aus. So listete etwa der
Sonntags-Blick die Spesenrechnungen aller Kantonsregierungen fur das Jahr 2017 auf.
Auch wenn die Vergleichbarkeit schwierig sei, da unterschiedliche Zulagen in diesen
Abrechnungen geregelt werden und die Regierungen unterschiedlich viele Mitglieder
haben, lUberrasche die Bandbreite, die zwischen CHF 50'000 (Kanton Schaffhausen)
und CHF 241'356 (Kanton Bern) variiere. Die Aargauer Zeitung vermutete, dass die
«Affare Maudet» den Forderungen nach mehr Transparenz Fllgel verleihen werde. In
der Tat hatte das Parlament beschlossen, dass Parlamentsmitglieder, die auf
Staatskosten ins Ausland reisen, dies publik machen mussen. Allerdings galt dies nicht
fir Reisen auf Einladung von Interessengruppen. Die Sonntags-Zeitung brachte mit dem
Thema «Ruhegehalter» einen weiteren Aspekt in die Diskussion ein. Sie vermutete, dass
Maudet auch deshalb nicht zurlicktreten wolle, weil in diesem Fall sein Anspruch auf
eine lebenslange Rente verfallen wurde. Die Zeitung listete alle Kantone auf, die
entweder gar keine Entschéadigung (VS, OW), eine befristete Entschadigung im Sinne
eines «goldenen Fallschirms» (AG, JU, SG, NW, UR, TG, SO, BL, ZG, SH, GL, ZH, BS, Al,
AR, LU) oder eine lebenslange Rente (TI, VD, GE, FR, NE, BE, GR, SZ, inkl. Bund)
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ausrichteten. Neben dem augenfélligen Unterschied zwischen Deutsch- und
Westschweiz Uberraschte auch die Varianz der kantonalen Gesamtbetrage, die zum
Zeitpunkt der Befragung (Juni 2019) an «Polit-Rentner» - so die Sonntags-Zeitung -
ausgerichtet werden und die sich von CHF 153'000 (AR) bis CHF 4 Mio. (Tl) pro Jahr
erstreckten. Laut Sonntags-Zeitung bezahlt der Bund fir total 23 Personen (inkl. 4
Bundeskanzler und 2 Witwen) CHF 4.4 Mio. Die Basler Zeitung schliesslich machte sich
Gedanken Uber das Volksrecht auf Abwahl der Regierung. In der Tat kbnne Maudet nicht
zu einem Rucktritt gezwungen werden: «Nur ein einziger Mensch entscheidet, ob ich
zurlicktrete oder nicht - ich selbst», zitierte die Zeitung. Im Extremfall konne Maudet
gar noch im Gefangnis Regierungsrat bleiben. Die Abwahl eines Regierungsrats sei in
sechs Kantonen moglich: In den Kantonen Bern, Schaffhausen, Solothurn, Tessin und
Thurgau kann mittels kantonaler Volksinitiative eine Abstimmung Uber die Absetzung
der Regierung (in corpore) verlangt werden. Im Kanton Uri kénnen einzelne Amtstrager
- also auch Standeratinnen und -réte oder der Landamman - per Volksinitiative
abgesetzt werden. In Neuenburg wurde 2014 mit der so genannten Lex Hainard ein
Amtsenthebungsverfahren eingesetzt. Hier hat das Parlament die Moglichkeit, ein
Regierungsmitglied abzusetzen. ’

Bundesverwaltung - Organisation

In ihrem Jahresbericht 2019 fassten die GPK und die GPDel ihre Arbeiten zusammen.
Die GPK beider Kammern beaufsichtigen die Geschéaftsfihrung des Bundesrats, der
Bundesverwaltung und der eidgendssischen Gerichte. Die GPDel - als standiger
Ausschuss der beiden GPK - nimmt die Oberaufsicht der Aktivitdten des Bundes im
Bereich des zivilen und militdrischen Nachrichtendienstes des Bundes wahr. 2019
traten beide Gremien in insgesamt 110 Plenar-, Subkommissions- oder
Arbeitsgruppensitzungen zusammen und publizierten 15 Untersuchungsberichte.

Das Hauptaugenmerk lag 2019 laut Bericht auf Aspekten der Governance bundesnaher
Unternehmen, so etwa auf den Buchungsunregelmassigkeiten bei der Postauto Schweiz
AG, auf der Uberwachung von Interessenbindungen von Verwaltungsraten in
bundesnahen Betrieben oder auf dem Cyberangriff auf die RUAG. Weiter befassten sich
die GPK etwa mit Kriegsmaterialexporten, mit den Geschaften der Pilatus-Werke mit
Saudi-Arabien, mit der Qualitdt der Daten, welche die Verwaltung im
Gesetzgebungsprozess und bei Abstimmungen zur Verflgung stellt, oder mit der
Struktur zur Migrationszusammenarbeit. Unterstutzt von der PVK fokussierten die GPK
auch auf eine Nachkontrolle der Wahl des obersten Kaders durch den Bundesrat, auf
die Administrativ- und Disziplinaruntersuchungen in der Bundesverwaltung, auf die
DNA-Analyse in Strafverfahren, auf die Erfullung angenommener Motionen und
Postulate sowie auf externe Mitarbeitende in der Bundesverwaltung. Im Bericht
kiindigten die GPK zudem an, Inspektionen zur Geschéaftsverteilung bei den
eidgendssischen Gerichten sowie auf das Aufsichtsverhaltnis zwischen der AB-BA und
der Bundesanwaltschaft zu starten.

Der Standerat nahm in der Frihjahrssession Kenntnis vom Bericht. Die Kenntnisnahme
im Nationalrat konnte aufgrund des Abbruchs der ersten Session im Jahr 2020 wegen
der Corona-Epidemie nicht mehr stattfinden. ®

Aussenpolitik

Aussenpolitik

Im Oktober 2020 publizierte der Bundesrat erstmals eine aussenpolitische Strategie
fiir den Mittleren Osten und Nordafrika, die den Rahmen flr samtliche Aktivitaten der
Schweiz in der MENA-Region von 2021 bis 2024 bilden soll. Grund flr die erstmalige
Erarbeitung einer eigenen geografischen Strategie flr diese Region sei unter anderem
die geografische Nahe, die wichtige Rolle der Schweiz bei der Friedensférderung und
der Guten Dienste und die Schltsselrolle flr die Sicherheit der Schweiz hinsichtlich
terroristischer Anschlage und steigenden Migrationsdrucks, erklarte der Bundesrat.
Auch in der Strategie der Internationalen Zusammenarbeit 2021-2024 gelte sie als eine
der vier Schwerpunktregionen.

Die geografische Teilstrategie stehe wie die Ubergeordnete Aussenpolitische Strategie
2020-2023 im Zeichen des Whole-of-Government-Ansatzes, mithilfe dessen alle
Departemente, die Bundeskanzlei und das Aussennetz der Schweiz an einer koharenten
Umsetzung der Aussenpolitik beteiligt werden sollen. Die Strategie unterscheidet
zwischen thematischen Schwerpunkten - Frieden, Sicherheit und Menschenrechte;

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.65 - 01.01.24



BERICHT
DATUM: 31.12.2020
AMANDO AMMANN

Migration und Schutz von Menschen in Not; nachhaltige Entwicklung; Wirtschaft,
Finanzen und Wissenschaft; Digitalisierung und neue Technologien - und geografischen
Schwerpunkten - Nordafrika; Naher Osten; Arabische Halbinsel und Iran. Fur jede
Teilregion wurden die drei wichtigsten Themenbereiche der Schweiz definiert und
zudem fUr jedes Land individuell die aussenpolitischen Prioritaten festgelegt.

Der Bundesrat erlduterte im Strategiepapier, dass sich die Schweiz in Nordafrika vor
allem auf ihr Engagement flUr eine gute Regierungsflihrung, eine nachhaltige
Wirtschaftsentwicklung und eine sichere Migration fokussieren werde. Durch die
Schaffung nachhaltiger Perspektiven in den Herkunftslandern und den Abschluss neuer
Migrationsabkommen soll irregulare Migration verhindert werden. Die Forderung des
Mitspracherechts der Bevodlkerung und Initiativen zur Verbesserung der
wirtschaftlichen Perspektiven stinden in dieser Region daher im Mittelpunkt, so der
Bundesrat. Im Nahen Osten wolle sich die Schweiz weiterhin an der Suche nach einer
politischen Lésung fur die Konflikte in Syrien, Israel und Palastina beteiligen. Zudem
versuche man in diesen Landern die Berufsbildung zu férdern und den Zugang zum
Arbeitsmarkt zu verbessern. Mit Israel sollen dartber hinaus Partnerschaften im Bereich
Fintech und Medtech abgeschlossen werden. Auf der arabischen Halbinsel und im Iran
ist die Schweiz bereits aufgrund des Schutzmachtmandats der USA in Iran und zwischen
Iran und Saudi-Arabien sehr aktiv. Zukunftig soll der bilaterale Dialog zwischen den
Staaten der Region, auch im Hinblick auf den seit Jahren andauernden Jemen-Krieg,
intensiviert werden, um die Sicherheit und Stabilitat der Region zu starken. Auch neue
Wirtschafts- und Finanzkooperationen sollen umgesetzt werden, da sich viele Staaten
in der Region aufgrund der volatilen Erddélpreise um eine Diversifizierung ihrer
Wirtschaft bemdihten, stellte der Bundesrat im Bericht fest. Da diese Staaten auch
allesamt vom Klimawandel betroffen seien, nicht zuletzt wegen Wasserknappheit, legten
sie sehr viel Wert auf einen nachhaltigen Umgang mit natlrlichen Ressourcen und auf
nachhaltige Energietrager. Fir Schweizer Unternehmen, die sich auf entsprechende
Technologien spezialisiert haben, boéte die geplante Energiewende vielféltige
Expansionsméglichkeiten. ?

Jahresriickblick 2020: Aussenpolitik

Nebst dem Dauerbrenner «Institutionelles Rahmenabkommen» hielten auch die
Auswirkungen der Corona-Krise im Bereich der Aussenpolitik das Parlament und den
Bundesrat auf Trab. Sie waren aber beileibe nicht die einzigen Themen, welche die
Schweizer Aussenpolitik im Jahr 2020 préagten.

Mitte Mérz beschloss der Bundesrat aufgrund der Corona-Pandemie die Einfilihrung von
Schengen-Grenzkontrollen - und damit faktisch die Schliessung der Grenzen - zu allen
Nachbarlandern mit Ausnahme Liechtensteins. Diese Restriktionen wurden in den
darauffolgenden Wochen auf die Schengen-Aussengrenzen und Fllige aus samtlichen
Schengen-Staaten ausgeweitet. Kurz darauf ergriff das EDA erste Massnahmen, um den
im Ausland gestrandeten Blrgerinnen und Blrgern die Rickreise in die Schweiz zu
erleichtern. Da diese Massnahmen bereits nach wenigen Tagen nicht mehr ausreichten,
da abgesagte Fluge und geschlossene Grenzen die eigenstéandige Ruckreise
verunmaoglichten, initiierte das EDA die bis anhin grosste Riickholaktion von Schweizer
Reisenden aller Zeiten. Im Rahmen dieser Aktion flihrten Edelweiss und Swiss bis Ende
April Repatriierungsflige fir rund 7000 Personen durch. Mit dem Abflachen der ersten
Infektionswelle wurde im Mai rasch der Ruf nach einer méglichst baldigen Offnung der
Grenzen zu Deutschland wund Frankreich und der Wiederherstellung der
Personenfreizligigkeit laut. Trotz des Dréngens der Parlamentarierinnen und
Parlamentarier fihrte der Bundesrat Lockerungen erst wie geplant im Juni ein.

Das Evergreen der Schweizer Aussenpolitik, das institutionelle Rahmenabkommen,
geriet ob der Corona-Krise bisweilen fast ein wenig in Vergessenheit, gewann aber
spatestens nach der Ablehnung der Begrenzungsinitiative an der Urne wieder an
Bedeutung. Das hatte einerseits mit einer Erklarung der Sozialpartner zu tun, welche
sich nicht hinter die zuletzt vorgestellte Fassung des Rahmenabkommens stellen
wollten. Andererseits sorgte aber vor allem auch die Absetzung des bisherigen EU-
Chefunterhandlers - Roberto Balzaretti - und die damit einhergehende Ernennung von
Livia Leu zur neuen Staatssekretédrin und Chefunterhandlerin fir mediale Schlagzeilen.
Wahrend zahlreiche Parlamentarierinnen und Parlamentarier den Nutzen des Wechsels
in Frage stellten und den Bundesrat fur seinen Personalverschleiss kritisierten, zeigten
Vertreter der EU wenig Verstandnis flr erneute Verzogerungen aufseiten der Schweiz.
Durch die Annahme eines Postulats Nussbaumer(sp, BL; Po. 18.3059) forderte das
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Parlament vom Bundesrat derweil die Mdglichkeit der parlamentarischen Mitwirkung in
den Angelegenheiten Schweiz-EU, sofern das Rahmenabkommen angenommen werden
sollte. Deutlich weniger polarisierend waren die Genehmigung und Umsetzung des
Europaischen Reiseinformations- und Genehmigungssystems fir den Schengen-Raum
sowie eine ndtig gewordene Anderung des Auslander- und Integrationsgesetzes, die
vom Standerat einstimmig angenommen wurden.

Neben diesen zwei zentralen Aspekten tat sich aber in der Aussenpolitik 2020 noch
einiges: Begonnen hatte das aussenpolitische Jahr im Januar mit der Veroffentlichung
der Aussenpolitischen Strategie 2020-2023, die erstmals im Rahmen eines
interdepartementalen Prozesses erarbeitet worden war, um die Kohérenz zwischen
Innen- und Aussenpolitik zu verbessern. Frieden und Sicherheit, Wohlstand,
Nachhaltigkeit sowie Digitalisierung bildeten die vier inhaltlichen Schwerpunkte der
Strategie. Im Februar folgte sodann die Strategie der internationalen Zusammenarbeit
2021-2024, welche den Handlungsrahmen far die Bereiche der
Entwicklungszusammenarbeit, der humanitéren Hilfe, der Férderung des Friedens und
der menschlichen Sicherheit vorgab. Im Vergleich zur Strategie der Vorperiode (2017-
2020) wurden die Beendigung der extremen Armut und die Bekdmpfung des
Klimawandels starker gewichtet.

Von besonderer Bedeutung flr die Schweizer Aussenpolitik ist traditionsgemass die
Rolle der Schweiz in internationalen Organisationen aber auch als Sitz ebenjener. Die
Kandidatur fiir ein nichtstdndiges Mandat im UNO-Sicherheitsrat 2023/24
beschaftigte das Parlament im abgelaufenen Jahr auf ganz unterschiedliche Weise.
Wéhrend Roland Biichel (svp, SG) noch immer fir einen Verzicht auf die Kandidatur
kémpfte, sorgte sich die Aussenpolitische Kommission des Standerats vor allem um den
Einbezug des Parlaments im Falle eines Erfolgs. Fur den Bundesrat stand die Kandidatur
ausser Frage, was er unter anderem durch die Erwahnung in der Aussenpolitischen
Strategie zementierte. Er argumentierte Uberdies, dass das Mandat nicht zuletzt auch
der Standortférderung des internationalen Genfs diene. Die Wettbewerbsfahigkeit
Genfs wurde 2020 auch durch die Finanzhilfen an die Internationale Fernmeldeunion
und die Strategie zur Digitalaussenpolitik, mit welcher Genf zum Zentrum der
internationalen Gouvernanz im Bereich Cyberspace gemacht werden soll, gefordert. Die
SVP bemthte sich zudem um den Ruckzug der Schweiz vom UNO-Flichtlingspakt und
eine Senkung des Finanzbeitrags an die UNRWA, fand aber keine Unterstltzung Uber die
Fraktionsgrenzen hinaus.

In der Entwicklungspolitik gaben vor allem die Kapitalerhdhungen der Weltbankgruppe
und der Afrikanischen Entwicklungsbank Anlass zu ausfihrlichen Ratsdebatten. Zwei
Minderheiten der Ratsrechten setzten sich fur ein Nichteintreten ein und begrindeten
ihre Ablehnung unter anderem mit der finanziellen Belastung der Schweiz in der
Corona-Krise, die solche Ausgaben nicht zuliesse. Im Endeffekt nahmen beide Rate die
Krediterhéhungen an, genauso wie einen von der APK-NR beantragten Nachtragskredit
far die humanitare Hilfe.

Ferner beschéftigte sich das Parlament ausgiebig mit dem Umgang der Schweiz mit dem
Brexit. Im Rahmen der sogenannten Mind-the-Gap-Strategie setzten sich die Rate
unter anderem mit einem Abkommen zur Fortsetzung der Personenfreizlgigkeit
auseinander und loteten eine vertiefte wirtschaftliche Zusammenarbeit mit dem
Vereinigten Kénigreich aus. In beiden Fallen sprach sich das Parlament mit grosser
Mehrheit fur die Kooperation mit Grossbritannien aus.

Im Nachgang des 2019 geféllten EDA-Entscheids zu den Tatigkeiten der Pilatus AG in
Saudi-Arabien und den Vereinigten Arabischen Emiraten ver&ffentlichte der Bundesrat
Anfang Jahr einen Bericht zur Uberpriifung des Bundesgesetzes lber die im Ausland
erbrachten  Sicherheitsdienstleistungen. Er  beschloss die  Prufung einer
Gesetzesrevision, weshalb im Juni eine Motion der SIK-NR zur gleichen Thematik
abgelehnt wurde.

Wenn auch inhaltlich nicht sonderlich bedeutsam, war die schiere Menge an
Anpassungen von Doppelbesteuerungsabkommen im Jahr 2020 dennoch
bemerkenswert. Grund fiir die Anderungsprotokolle waren die neuen OECD-
Mindeststandards, denen sich die Schweiz im Rahmen des BEPS-Ubereinkommens
bereits im vergangenen Jahr unterworfen hatte. Zudem genehmigte das Parlament auch
das lange Zeit sistierte Doppelbesteuerungsabkommen mit Saudi-Arabien.

Obwohl die Genfer Standesinitiative  fir ein  Referendum  Uber das
Freihandelsabkommen mit Mercosur (Kt.lv. 19.313) im Mé&rz noch klar vom Stédnderat
abgelehnt worden war und sich mehrere Kantone bereits im vergangenen Jahr erfolglos
gegen das Freihandelsabkommen mit Indonesien gewehrt hatten, zeichnete sich

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.65 - 01.01.24

10



INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 01.01.2006
ELIE BURGOS

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 01.01.2007
ELIE BURGOS

allmahlich ein Wandel in der Schweizer Aussenwirtschaftspolitik ab. Im Juni kam es mit
dem erfolgreichen Referendum gegen das Wirtschaftspartnerschaftsabkommen mit
Indonesien nun zu einer Anomalie in der Schweizer Wirtschaftspolitik. Erst einmal hatte
die Bevodlkerung Uber ein Abkommen im Bereich der Aussenwirtschaft abstimmen
kénnen - wobei die Abstimmung Uber den EWR dem ausserordentlichen
obligatorischen Referendum unterlegen hatte - und noch nie war bisher ein
fakultatives Referendum zu einem Freihandelsabkommen zustande gekommen.

Die Corona-Krise wirkte sich erwartungsgemaéss auch auf die Themenkonjunktur in den
Zeitungen aus. So sank die Zahl der aussenpolitischen Artikel von tber 10 Prozent im
Dezember 2019 auf 4 Prozent im April 2020. Wenig erstaunlich waren Artikel zu
zwischenstaatlichen Beziehungen Uberaus stark vertreten, was sich mit den
Grenzschliessungen/-6ffnungen und den Quarantédnebestimmungen erklédren l8sst.
Gegen Jahresende nahm die Berichterstattung zu Europa, die im Vergleich zu den
Vorjahren unterdurchschnittlich ausfiel, etwas zu. Grund hierfir war das
Rahmenabkommen, dessen Verhandlung nach der  Abstimmung zur
Begrenzungsinitiative weiter vorangetrieben wurde. ©

Zwischenstaatliche Beziehungen

Le conseiller fédéral Joseph Deiss a rencontré le ministre du commerce et de
I'industrie Kamal Nath, et celui des finances Palaniappan Chidambaram, lors d'une
visite de cing jours en Inde au mois de janvier. |l était accompagné, lors de ce voyage,
par une douzaine de représentants de I'économie. Le chef du DFE a rencontré son
homologue polonais Piotr Wozniak a Varsovie, lors d’une visite en Pologne au début du
mois de mars. L'engagement de la Suisse en faveur de la Pologne dans le cadre de la
contribution suisse a la cohésion a I'UE a été au centre des discussions. En avril, Joseph
Deiss s’est rendu en Arabie Saoudite, ou il a signé un accord sur la protection des
investissements dans les deux pays. Il s’est ensuite envolé pour le Koweit, ou il a
successivement été recu par I'émir, le prince héritier et le premier ministre. Lors d'une
visite de travail en Autriche au début du mois de mai, le conseiller fédéral s’est
entretenu avec le ministre autrichien de I"économie et du travail, Martin Bartenstein,
ainsi qu’avec celui de l'agriculture, des foréts et de I'environnement, Josef Proll. Les
discussions ont notamment porté sur les rapports économiques entre la Suisse et
I’Autriche, leur politique de croissance et leur coopération dans la lutte contre la grippe
aviaire. "

La conseillere fédérale Doris Leuthard s’est rendue au Brésil en début d’année, ou elle
a signé un protocole d’entente entre les deux pays avec le ministre brésilien des
affaires étrangéres, qui permettra de faire baisser les droits de douane appliqués aux
produits suisses. Elle a ensuite effectué une visite de travail deux jours a Vienne. Elley a
rencontré le ministre de la santé, de la famille et de la jeunesse, avec qui elle a discuté
de la compatibilité entre vie familiale et vie professionnelle. La conseillere fédérale
s’est ensuite rendue en Afrique du Sud et en Tanzanie en compagnie d'une délégation
de représentants d’economiesuisse. L'amélioration des conditions-cadres pour les
entreprises suisses et les phénoménes de double imposition ont été au centre des
discussions. Au mois de juin, la cheffe du DFE a participé a la réunion ministérielle
ordinaire de I'AELE & Vaduz, lors de laquelle des discussions ont été menées sur la
politique de I'AELE en matiere d'accords de libre-échange avec des pays non-membres
de I'UE. Suite a un voyage en Chine au mois de juillet, lors duquel Doris Leuthard a tenté
d’inciter les entreprises chinoises a investir en Suisse, la conseillere fédérale s’est
rendue en Inde, ou elle a signé un protocole d’entente avec son homologue indien en
matiere de protection de la propriété intellectuelle. L'accord en question prévoit la
création d'un groupe chargé de plancher sur les questions liées a la prévention de la
production, de la distribution et de la vente de produits contrefaits. La conseillere
fédérale s’est ensuite rendue & Oman et dans les Emirats arabes unis dans le cadre
d’une mission économique. Elle a notamment signé un accord relatif a I'exonération
fiscale des entreprises de navigation aérienne avec les autorités du Sultanat d'Oman. A
la mi-novembre, Doris Leuthard s’est rendue a Bruxelles pour participer a la réunion
annuelle du « Joint ECOFIN » réunissant les ministres de I'économie et des finances de
I'UE et de I'AELE. La conseillere fédérale s’est ensuite rendue en lItalie, dans le cadre
d’une visite de travail aupres de son homologue, le ministre italien du développement
économique Pier Luigi Bersani. En décembre, la cheffe du DFE, a participé a une
réunion informelle de ministres du commerce et de I'économie a Bali, sur l'invitation de
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la ministre indonésienne du commerce. "

Le chef du DETEC, Moritz Leuenberger, s'est rendu a Abu Dhabi (Emirats arabes unis)
afin d’intensifier les relations entre la Suisse et les Emirats dans le domaine de
I’énergie. En mai, il s’est rendu a Vienne dans le cadre d'une conférence des ministres
des transports des pays alpins. Les discussions se sont centrées autour de
|"amélioration de la sécurité dans la région et du projet suisse de bourse du transit
alpin. Il a rencontré ses homologues autrichien, allemand, italien, francais et slovéne.

En septembre, le Conseil fédéral a présenté son message concernant I'approbation de
I'accord de libre-échange et de I'accord agricole entre les Etats membres de I'AELE et
ceux membres du Conseil de coopération des Etats arabes du Golfe (CCG). En termes
de volume des échanges commerciaux, le CCG deviendrait le troisieme partenaire de
libre-échange de la Suisse. En décembre, le Conseil national a adopté le projet du
Conseil fédéral par 97 voix contre 1 et 52 abstentions. Les abstentionnistes étaient issus
principalement des rangs socialiste et écologiste. ™

Le Conseil des Etats a adhéré a I'unanimité a la décision du Conseil national d’adopter
I"accord de libre-échange et I'accord agricole entre I'AELE et les Etats arabes du
Golfe. ™

Les chambres ont approuvé la CDI avec les Emirats Arabes Unis. "

Afin de marquer le quarantieme anniversaire des relations diplomatiques entre la
Suisse et les Emirats arabes unis, Didier Burkhalter a recu le ministre des affaires
étrangéres le Cheikh Abdallah Bin Zayed Al Mahyan.

Début avril, la conseilléere fédérale Doris Leuthard s'est rendue a Riyad ou elle a abordé
avec plusieurs ministres du gouvernement saoudien la coopération dans les domaines
de I'énergie, de I'eau et des transports entre les deux pays. "

Fin mai a Berne, la conseillere fédérale Doris Leuthard a signé avec le ministre de
I'énergie des Emirats arabes unis Suhail Al Mazrouei une déclaration d’intention
(Memorandum of Understanding) destinée a renforcer la coopération de la Suisse avec
les Emirats arabes unis dans le domaine de I'énergie.

Im August 2018 verabschiedete der Bundesrat seine Botschaft zum
Doppelbesteuerungsabkommen mit Saudi-Arabien. Dieses regelt insbesondere die
internationale Besteuerung von Unternehmensgewinnen und setzt diverse
Bestimmungen des BEPS-Projekts der OECD und G20 um. Auch die Kantone sowie
betroffene Wirtschaftsverbande unterstutzten das Abkommen.

Die WAK-NR sistierte aber das Geschaft im November 2018 mit 23 zu O Stimmen noch
bevor es in den Nationalrat gelangte. Die Kommission forderte im Nachgang des Mordes
am saudi-arabischen Journalisten Jamal Kashoggi eine Uberprifung der
zwischenstaatlichen Beziehungen mit Saudi-Arabien. Nachdem der Bundesrat der
Kommission im Herbst 2019 seine Aussenpolitische Strategie dargelegt hatte, vertrat
eine Mehrheit der Kommissionsmitglieder die Ansicht, dass sich die Schweiz nur im
Dialog mit Saudi-Arabien fur die Durchsetzung der Menschenrechte einsetzen kénne.
Obwohl der Inhalt des Doppelbesteuerungsabkommens grundsatzlich unumstritten war,
wollte eine Minderheit die Sistierung fortsetzen. Die Kommission beschloss schliesslich
mit 11 zu 6 Stimmen (bei 5 Enthaltungen), die Sistierung aufzuheben. %
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Vom 26. bis zum 29. Oktober 2019 besuchte Bundesprasident Ueli Maurer in Begleitung
einer Finanzdelegation die Vereinigten Arabischen Emirate (VAE) und Saudi-Arabien,
die beiden wichtigsten Handelspartner der Schweiz in der Golfregion. Damit holte der
Bundesprasident den bereits fir 2018 angesetzten, aber aufgrund des Mordes am
saudi-arabischen Journalisten Jamal Khashoggi verschobenen Besuch nach. Das
Verhéltnis zwischen der Schweiz und Saudi-Arabien sei in jlingerer Vergangenheit
zudem auch wegen der Affare um die Pilatus Flugzeugwerke belastet, analysierte der
Tages-Anzeiger.

Ziele des Besuchs waren unter anderem die Weiterentwicklung der bilateralen
Beziehungen und die Umsetzung verschiedener wirtschaftlicher und steuerlicher
Abkommen mit den beiden Staaten. Auch Fragen der Rechtsstaatlichkeit, der
Demokratie und der Menschenrechte standen geméss offizieller Medienmitteilung auf
dem Programm. Auf seiner Reise machte Maurer zuerst in den VAE halt, wo er
gemeinsam mit seiner Delegation an einem finanzpolitischen Dialog zur Starkung der
bilateralen Wirtschaftsbeziehungen teilnahm. Symbolisch setzte er zudem den ersten
Spatenstich auf dem Gelande der Expo 2020, womit er den Baubeginn des umstrittenen
Schweizer Pavillons einldutete. Am 28. Oktober folgte die Teilnahme an der «Future
Investment Initiative», einem Investorengipfel in Riad (Saudi-Arabien). Auch ein
Empfang beim saudischen Koénig Salman bin Abd al-Aziz Al Saud und Prinz Mohammed
bin Salman war Teil des offiziellen Besuchs.

Der Besuch zog sowohl in der Schweiz wie auch international Kritik auf sich.
Parlamentarierinnen und Parlamentarier von links bis weit ins burgerliche Lager
kritisierten die Reise Maurers. Fur Unmut sorgte vor allem, dass die Reise erst einen Tag
im Voraus angeklindigt worden war. Fir Sibel Arslan (basta, BS) war eine derartige
«Nacht-und-Nebel-Aktion» nicht akzeptabel. Auch weitere Mitglieder der APK-NR
hinterfragten die Motivation und Umstéande des Staatsbesuchs. Fur den Tages-Anzeiger
ging es Maurer «offensichtlich um die Interessen des Wirtschafts- und Finanzplatzes
Schweiz», da Schweizer Banken je nach Schatzungen bis zu 300 Mrd. Dollar an
saudischem Vermdgen verwalteten. Darauf deute auch die Zusammensetzung der
Delegation hin, zu der neben dem Prasidenten der Schweizerischen Bankiervereinigung
auch Vertreter von UBS und CS gehdrten. Der Blick warf der Schweizer Delegation
hingegen vor, sich fur die PR-Offensive zur Rehabilitierung des saudischen Kronprinzen
Mohammed bin Salman, der fiur den Mord an Kashoggi mitverantwortlich gemacht
wurde, instrumentalisieren zu lassen. ?'

Nachdem die Sistierung des Doppelbesteuerungsabkommens mit Saudi-Arabien Ende
2019 aufgehoben worden war, hatte die WAK-NR das inhaltlich unbestrittene
Abkommen dem Nationalrat zur Annahme empfohlen.

Kommissionssprecher Lischer (fdp, GE) betonte die wichtige diplomatische Rolle der
Schweiz in der Vermittlung zwischen Saudi-Arabien, Iran und den USA und plédierte fur
die Starkung dieser Bindung. Auch wenn der Mord an Kashoggi «abstossend» sei, so
konne die Schweiz derartige Staaten nur durch die Fortsetzung bilateraler Beziehungen
far Themen wie Menschenrechte sensibilisieren, nicht durch das «Abbrechen von
Bricken». Nach dem Abschluss eines Freihandelsabkommens und der EinfUhrung des
AIA zwischen den beiden Landern, sei es zudem naheliegend gewesen, ein DBA
auszuhandeln. Eine Minderheit Pardini (sp, BE) beantragte das Eintreten und die
sofortige Ruckweisung an den Bundesrat mit dem Auftrag, eine Strategie flir den
Umgang mit Saudi-Arabien vorzulegen. Jacqueline Badran (sp, ZH) stellte gar die
Neutralitat der Schweiz in Frage, wenn diese mit Landern, welche «systematisch
Menschenrechte mit Flssen treten», wirtschaftliche Kooperationen eingehe. Auch
Céline Amaudruz (svp, GE) sprach sich im Namen ihrer Fraktion gegen das Abkommen
aus, da die Schweiz in der Regel mehr Informationen ans Ausland liefere als umgekehrt
und der Informationsaustausch eine Verletzung der finanziellen Privatsphére der
betroffenen Institutionen darstelle.

Die meisten Ratsmitglieder gaben sich jedoch mit dem bundesréatlichen Bericht zur
Beziehung mit Saudi-Arabien zufrieden und legten dem Abkommen keine Steine in den
Weg. Mit 120 zu 66 Stimmen (bei O Enthaltungen) beschloss der Nationalrat, auf die
Vorlage einzutreten, und verzichtete auf die geforderte Rickweisung. Nicht ganz so
eindeutig prasentierte sich die Situation bei der Schlussabstimmung, bei der das DBA
mit einer deutlichen Mehrheit von 119 zu 71 Stimmen (bei 2 Enthaltungen) abgelehnt
wurde. Grund fur das Uberraschende Resultat sei ein Fauxpas der SVP-Fraktion
gewesen, bei der eine Mehrheit «den falschen Knopf gedrickt» habe, wie Thomas
Matter (svp, ZH) in seinem Ordnungsantrag zur Abstimmungswiederholung erklarte.
Dieser Sinneswandel stand im Widerspruch zur Stellungnahme von Nationalratin
Amaudruz wahrend der Debatte. Dem Ordnungsantrag wurde stattgegeben, was die SVP
nutzte, um dem Abkommen bei 111 zu 78 Stimmen (bei 5 Enthaltungen) zur Annahme zu
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verhelfen. %

Im Vorfeld der Herbstsession beriet die WAK-SR das Doppelbesteuerungsabkommen
mit Saudi-Arabien und beantragte dem Stdnderat mit 7 zu 1 Stimmen (bei 2
Enthaltungen), diesem zuzustimmen. Kommissionssprecher Levrat (sp, FR) unterstitzte
die Vorlage in der Herbstsession zwar ausdricklich, teilte aber auch gewisse Bedenken
mit. Diese bezogen sich auf die steuerliche Behandlung von Unternehmen, die in Saudi-
Arabien Dienstleistungen erbringen, ohne dort einen Sitz oder eine standige
Niederlassung zu haben. Die OECD und die Schweiz, wie auch die Mehrheit der UNO-
Staaten, unterstellten derartige Betriebe erst ab 183 Arbeitstagen innerhalb von zwélf
Monaten und physischer Préasenz einer Steuerpflicht. Unter saudi-arabischem Recht
reiche daflur jedoch bereits eine virtuelle Prasenz aus, erklarte Levrat. Gerade bei
Unternehmen mit Beratungsleistungen flUhrten diese unterschiedlichen Definitionen
unter Umstanden zu Divergenzen. Standerat Levrat stellte aber in Aussicht, dass man
nach Abschluss des Abkommens ein Verstandigungsverfahren einleiten kénne, um die
genaue Auslegung des Abkommens durch die saudischen Behorden zu klaren. Martin
Schmid (fdp, GR) zeigte sich diesem Verstandigungsverfahren gegentber kritisch, da ein
solches in der Praxis mehrere Jahre in Anspruch nehme. Bundesrat Maurer
beschwichtigte die Gemuter mit der Erklarung, dass die Frage der Betriebsstatten in
mehreren Abkommen der Schweiz gleich geldst worden sei, auch wenn es nicht dem
Schweizer Ideal und dem UNO-Standard entspreche. Wenn man diese Licke beheben
wolle, dann musse man demnach zahlreiche Doppelbesteuerungsabkommen neu
aufrollen. Bundesrat Maurer verdeutlichte, dass ein Abkommen, welches trotz Liicke
sehr vieles regle, der Alternative ohne Abkommen vorzuziehen sei. Der Standerat nahm
den Entwurf mit 24 zu 2 Stimmen (bei 10 Enthaltungen) deutlich an.

In der Schlussabstimmung bestatigte der Stdnderat das klare Ergebnis mit 29 zu 4
Stimmen (bei 11 Enthaltungen), wéhrend es im Nationalrat durch die zahlreichen
Enthaltungen der SVP-Fraktion und der Nein-Stimmen der Griinen und SP mit 79 zu 78
Stimmen (bei 38 Enthaltungen) noch einmal spannend wurde. %

Mitte November 2021 kiindigte das EDA an, Bundesrat Cassis werde in den néchsten
Tagen nach Slowenien, Saudi-Arabien und Libyen reisen. In Slowenien - welches zu
dem Zeitpunkt den Vorsitz im Rat der EU innehatte - unterhielt sich Cassis mit dem
slowenischen Aussenminister Logar vornehmlich Uber die Europapolitik der Schweiz.
Wie bereits bei seinem Arbeitsbesuch in Brussel hob Cassis hervor, dass die Schweiz
einen strukturierten politischen Dialog mit der EU aufnehmen wolle. Aussenminister
Cassis erwahnte auch die Freigabe der zweiten Kohasionsmilliarde, zu deren
Empfangern auch Slowenien gehort. Ausserdem sprach er das Engagement der Schweiz
im Westbalkan zur Forderung von Stabilitadt, Sicherheit und Demokratie an und lud
Slowenien zur Ukraine-Reformkonferenz 2022 ein. Sein slowenisches Pendant betonte
die Wichtigkeit, die Partnerschaft mit der Schweiz im Rahmen des slowenischen
Vorsitzes weiter auszubauen.

Der Dialog mit dem saudischen Aussenminister Prinz Faisal bin Farhan bin Abdullah bis
Faisal Al Saud und dem saudischen Staatsminister fur auswartige Angelegenheiten, Adel
Aljubeir, umfasste das Schweizer Schutzmachtmandat, die Stabilitat und Sicherheit in
der Region, die wirtschaftliche Zusammenarbeit, die nachhaltige Entwicklung und nicht
zuletzt die Menschenrechte. Cassis betonte, dass sich die Schweiz im Rahmen der
Umsetzung der MENA-Strategie 2021-2024 fur mehr politische Stabilitat und Sicherheit
einsetze, unter anderem indem sie seit 2018 die Interessen Saudi-Arabiens im Iran und
umgekehrt vertritt. Mit Bezug auf den Jemen-Krieg forderte der Aussenminister die
saudische Delegation auf, den Waffenstillstand und die Wiederaufnahme von
Friedensverhandlungen zu unterstitzen, sowie das humanitare Volkerrecht einzuhalten.
Im Bereich der 6konomischen Kooperation lobte Cassis die wirtschaftlichen und
sozialen Reformen, die Saudi-Arabien in seiner «Vision 2030» umgesetzt hatte. Diese
boéten neben einem grossen Potenzial fur die Schweizer Wirtschaft auch die
Méglichkeit, einen konstruktiven Dialog tUber Menschenrechte, die Todesstrafe und die
Meinungsfreiheit zu fihren. Die Schweizer Delegation interessierte sich auch fur die
Stellung der Frau in der saudischen Gesellschaft und Wirtschaft. Daher traf sich der
EDA-Vorsteher ebenfalls mit Vertreterinnen aus Politik, Wirtschaft und Sport, um sich
ein Bild Uber die Situation der Frauen in Saudi-Arabien zu machen.

Den Abschluss der Reise bildete der Staatsbesuch in Libyen, wo sich Cassis mit
Premierminister Abdelhamid Dabeiba, dem Vorsitzenden des Préasidialrats Mohamed
Menfi und der Aussenministerin Najla Mangoush zu Gesprachen traf. Dabei betonte er,
dass die Schweiz im Hinblick auf die Wahlen vom Dezember die vom «Libyschen
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Politischen Dialogforum» festgelegte Roadmap flr den Wahlprozess unterstitze. Auch
die Schwerpunkte der MENA-Strategie fur Libyen - Migration, Entwicklung der
Menschenrechte und die humanitéare Lage im Land — wurden angesprochen. Innerhalb
des UNO-Friedensprozesses flr Libyen bemihe sich die Schweiz um eine nachhaltige
Stabilisierung und Ausséhnung des Landes, so Cassis. Schliesslich berieten die beiden
Gespréachsparteien auch tUber die Wiedererdffnung der Schweizer Botschaft, die 2014
aufgrund der Kampfhandlungen in Libyen aufgegeben worden war.

Im August 2022 reiste der Aussenminister der Vereinigten Arabischen Emirate
(VAE), Scheich Abdullan bin Zayed Al Nahyan, fir ein Arbeitsmittagessen mit
Bundespréasident Cassis ins Tessin. Die bilateralen Gesprache behandelten die Themen
Bildung, nachhaltige Entwicklung sowie Wirtschaft und Finanzen. Die VAE seien der
wichtigste Handelspartner der Schweiz in der MENA-Region, erklarte das EDA in seiner
Medienmitteilung. Da die VAE als flhrend in den Bereichen neue Technologie und
kiinstliche Intelligenz gelten, seien auch die Bereiche Forschung und Innovation
thematisiert worden. Darlber hinaus tauschten sich die beiden Staatsvertreter Uber
den Ukraine-Krieg und dessen Auswirkungen auf die Stabilitat in der MENA-Region aus.
Bundespréasident Cassis klndigte nach den Gesprachen eine Intensivierung der
Beziehungen mit den VAE an, mit denen die Schweiz im Jahr 2023 wahrend der
gemeinsamen Amtsperiode im UNO-Sicherheitsrat die Dossieres «Klimawandel» und
«Frauen, Frieden und Sicherheit» vorwartstreiben moéchte. Nach dem offiziellen
Treffen besuchte der Bundesprasident gemeinsam mit seinem Gast die Schindler AG in
Locarno, wobei Cassis den Firmenbesuch nutzte, um Scheich bin Zayed al Nahyan das
duale Bildungssystem der Schweiz vorzustellen.

Der Bundesrat stellte im Mai 2023 die Botschaft zur Anderung des
Doppelbesteuerungsabkommens mit den Vereinigten Arabischen Emiraten vor. Mit
dieser Anderung passte der Bundesrat das Abkommen an die Mindeststandards der
OECD zur Bekdmpfung der Gewinnverkiirzung und Gewinnverlagerung (BEPS) an. Der
Nationalrat genehmigte das DBA in der Herbstsession 2023 diskussionslos mit 136 zu 38
Stimmen (10 Enthaltungen). Die ablehnenden Stimmen stammten von Mitgliedern der
SVP-Fraktion. 2

Der Stinderat widmete sich in der Wintersession 2023 der Anderung des
Doppelbesteuerungsabkommens mit den Vereinigten Arabischen Emiraten.
Kommissionssprecher Martin Schmid (fdp, GR) gab gekannt, dass das Geschéft in der
vorberatenden WAK-SR unbestritten war, dass die Kommission aber eine Diskussion
Uber die Besteuerung in den Vereinigten Arabischen Emiraten (VAE) geflihrt habe. Diese
erhdben  keine  Einkommenssteuern,  sondern lediglich  eine  reduzierte
Kérperschaftssteuer von 9 Prozent. Vor diesem Hintergrund sei die Befurchtung
aufgetaucht, dass Personen, die in der Schweiz oder in Europa mit Sanktionen belegt
wurden, ihren Wohnsitz in einen Staat wie die VAE verlegen kdnnten, dadurch «die
Vorteile der Doppelbesteuerungsabkommen in Anspruch nehmen kénn[tlen» und quasi
von einer doppelten Nichtbesteuerung profitierten. Standerat Schmid forderte den
Bundesrat dazu auf, diesen Aspekt bei zukinftigen Verhandlungen zu DBA zu beachten.
Der Sinn von DBA liege schliesslich darin, eine doppelte Besteuerung zu verhindern,
nicht aber die Besteuerung an sich. Finanzministerin Karin Keller-Sutter nahm diesen
Hinweis zur Kenntnis und pladierte im Ubrigen dafiir, die Anderung des DBA zu
genehmigen, da diese ein ausgewogenes Verhandlungsergebnis darstelle und sich
positiv auf die weitere Entwicklung der bilateralen Wirtschaftsbeziehungen auswirken
werde. In der Gesamtabstimmung genehmigte der Standerat das Anderungsprotokoll
mit 37 zu 1 Stimmen.

In den Schlussabstimmungen am Ende der Wintersession nahm der Nationalrat das
Geschaft mit 138 zu 52 Stimmen (8 Enthaltungen) an. Die ablehnenden Stimmen und die
Enthaltungen stammten aus den Reihen der SVP-Fraktion. Der Standerat stimmte dem
Geschaft mit 38 zu 2 Stimmen (5 Enthaltungen) zu. %/
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Die APK-NR forderte mit einem im September 2023 eingereichten Postulat einen
Bericht zu den BRICS-Staaten. In diesem Bericht soll der Einfluss der BRICS-Staaten
auf die Weltordnung analysiert werden und eine Strategie der Schweiz gegenuber
dieser Staatengruppe erarbeitet werden. Der Bundesrat beantragte die Annahme des
Postulats.

In der Wintersession 2023 wurde das Anliegen von den Kommissionssprechern Laurent
Wehrli (fdp, VD) und Fabian Molina (sp, ZH) dem Ratsplenum vorgestellt. Sie fuhrten aus,
dass die BRICS-Staaten 2023 beschlossen hatten, die Lander Argentinien, Agypten,
Athiopien, Iran, Saudi-Arabien und die Vereinigten Arabischen Emirate einzuladen, sich
der BRICS-Staatengruppe anzuschliessen. Durch diesen Staatenzusammenschluss
wirden 40 Prozent der Weltbevolkerung und 36 Prozent der Weltwirtschaft
reprasentiert werden. Diesen Staaten werde also bald ein noch grésseres politisches
und wirtschaftliches Gewicht zukommen. Molina erlduterte fir die Kommission, dass im
geforderten Bericht Klarheit darliber geschaffen werden soll, wie sich die Schweiz in
Bezug auf den Anspruch der BRICS-Staaten, den Multilateralismus aktiv zu gestalten,
stelle; auch solle analysiert werden, welchen Einfluss die Staatengruppe in den
nachsten Jahren auf die Sicherheit und Blockbildung in Europa haben wird und welche
Strategie die Schweiz diesbezlglich verfolgen wolle. Schliesslich musse auch das
aussenwirtschaftliche Potential der BRICS-Staaten fur die Schweiz diskutiert werden.
Aussenminister Cassis erorterte, dass das Auftreten der BRICS-Staaten sowohl als
wachsendes Selbstbewusstsein des globalen Stidens, als auch als Zeichen der Kritik am
heutigen westlichen Einfluss auf die internationale Ordnung gewertet werden kann.
Anschliessend wurde das Postulat stillschweigend angenommen. ¢

Gute Dienste

Au mois de décembre 2018, le Conseil fédéral publiait son rapport en réponse au
postulat «Bons offices. Faire un bilan des démarches de facilitation et de médiation
de la Suisse au niveau international>». A titre de rappel, la notion de «bons offices»
regroupe différentes actions menées par la Suisse en faveur de la promotion de la paix:
les mandats de puissance protectrice et de représentation d'intéréts étrangers, la
politique d’Etat hote - organisation de conférences ou de négociations de paix sous
|'égide de la Suisse ou celui de 'ONU - ainsi que I'ensemble des activités relatives a la
facilitation du dialogue et a la médiation. Le rapport fait ainsi état des mandats de
puissance protectrice exercés notamment par la Suisse en Iran pour les Etats-Unis et
|'Arabie saoudite, en Géorgie pour la Russie ou encore en Egypte pour I'lran. Dans le
domaine de la médiation, le Conseil fédéral se félicite de pouvoir compter sur «un
solide réseau de contacts et des relations soigneusement entretenues depuis de
longues années», ayant par exemple permis a la Suisse d'exercer une médiation entre
I’Arménie et la Turquie en 2009 ou d'assurer des mandats de soutien tels que ceux
exercés depuis 2012 dans le contexte des conflits en Colombie ou au Myanmar. Si les
bons offices permettent a la Confédération de se profiler sur la scéne internationale et
facilitent sous certains aspects le développement de la politique extérieure helvétique,
ils sont également synonymes de véritable valeur ajoutée. «lls servent I'image de la
Suisse», peut-on finalement lire en conclusion du rapport de I'exécutif fédéral. %

Aussenwirtschaftspolitik

Le Conseil fédéral décréta, en novembre, un élargissement de l'interdiction des
livraisons d'armes & toute la péninsule arabique. Une telle prohibition était
effectivement déja en vigueur, depuis 1980, en direction de I'lran et de I'lrak. Des voix
s'éleverent cependant pour souhaiter que cette mesure soit également appliquée a la
Turquie ainsi qu'a toutes les nations engagées dans la crise du Golfe. *

En valeur nominale, les augmentations les plus notables furent enregistrées dans le
secteur des agents énergétiques (+17,3%), alors qu'elles décrurent dans ceux de la
chimie (-0,9%) et de la métallurgie (-3,3%).

Le principal fournisseur de la Suisse demeure la zone OCDE (92,5% des importations
totales, +1,9% par rapport a 1989) et, plus particulierement, la Communauté
européenne (74,1 % des importations, +2,8%). Dans ce cadre, les achats helvétiques
s'accrurent en provenance du Portugal (+11,6%), de I'Espagne (+7,4%) et des Pays-Bas
(+6,7%) mais chutérent avec la Grande-Bretagne (-4,6%). Les acquisitions suisses
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venant de I'AELE stagnerent (+0,9%), la décroissance observée par rapport a la Suede (-
3,1 %) et la Norvege (-5,3%) étant équilibrée par la croissance des biens obtenus en
Autriche (+4,5%) et en Finlande (+4,7). Les achats de la Suisse diminuérent globalement
en provenance de la zone non européenne de I'OCDE (-3,6%) mais plus notablement
avec le Canada (-23%) et I'Australie (-15,8%).

La situation des échanges avec les pays non membres de I'OCDE fut trés différenciée
puisque, si les importations helvétiques progresserent globalement (+1,8%), elles
cr@irent avec les pays producteurs de pétrole (+82,4%) - plus particulierement avec
I'Algérie (+176,4%) et I'Arabie séoudite (+102,8%) - mais décrurent avec les Etats non
producteurs d'or noir (-3,6%), plus notablement avec Israél (-8,8%) et Hong-Kong (-
7.5%). Elles chutérent aussi en provenance des pays a économie planifiée (-10,2%). *'

Le Conseil fédéral a décidé de lever l'interdiction, en vigueur depuis I'invasion du
Koweit, d'exporter du matériel de guerre en direction de trois pays de la péninsule
arabique, a savoir |'Arabie saoudite, le Bahrein et les Emirats arabes unis*.
L'interdiction touchant la Turquie a également été assouplie. Par contre, les
restrictions concernant la Chine ont été maintenues en raison de la situation des droits
de I'hnomme quiy régne. *

Pour la premiére fois depuis 1988, le montant des exportations suisses de matériel de
guerre a légerement augmenté en 1993; il s'est élevé a 260,2 millions de francs (+0,56%
par rapport a 1992), ce qui représente 0,28% de la valeur totale des exportations. Le
plus gros client individuel a été la Malaisie, avec 50,7 millions de francs, suivie par
I'Allemagne (41,5) et I'Arabie Séoudite (36,9). **

Atteignant un nouveau record négatif, le montant des exportations suisses de matériel
de guerre a diminué de 15.1% en 1994 par rapport a I'année précédente; il s'est élevé a
CHF 220.9 millions, ce qui représente 0,23% de la valeur totale des exportations
helvétiques. Le plus gros acheteur de ce type de matériel a été I'Arabie Saoudite, avec
CHF 43.3 millions. Suivent la Thailande (27.6), I'Allemagne (24.6) et I'Inde (23.0). *

Lors de I'année sous revue, la Suisse a développé son réseau d’accords économiques
bilatéraux en matiére de protection des investissements ou de coopération
économique avec I‘Arménie, I'Ethiopie, le Botswana, la République populaire
démocratique de Corée, les Emirats arabes unis, I'lran, le Koweit, Maurice et le
Nicaragua. Par ailleurs, la Confédération a lintention d’intensifier ses relations
économiques avec |'Afrique. A ce titre, 'OFAEE s’est associé au Forum de Crans
Montana (VS), ou étaient notamment présents les représentants de quelques vingt-cing
pays africains et des entreprises suisses. Parallélement, Flavio Cotti a demandé & son
département d’élaborer un «document stratégique sur la politique suisse en Afrique
subsaharienne en I'an 2000». %

Le Conseil fédéral a présenté son message relatif a cing projets d’arrétés fédéraux
concernant les accords de promotion réciproque des investissements avec la Serbie-
Monténégro, le Guyana, I'Azerbaidjan, I'Arabie Saoudite et la Colombie. En fin d’année,
le Conseil des Etats, en tant que premier conseil, a ratifié ces cing accords a
I'unanimité. *

Le Conseil national a suivi la décision du Conseil des Etats et approuvé sans discussion
les cing accords de promotion réciproque des investissements avec la Serbie-
Monténeégro, le Guyana, I’Azerbaidjan, I’Arabie Saoudite et la Colombie présentés aux
chambres en 2006. ¥/
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En mars, le Conseil fédéral a refusé d'autoriser de nouvelles ventes d'armes au Pakistan,
a I'Arabie saoudite et a I'Egypte en raison de leur contexte politique respectif et de leur
respect des droits de I'nomme jugé déficient. Les autorisations accordées avant cette
décision ont toutefois été maintenues. En 2009, I'Arabie saoudite a en conséquence
été le deuxieme plus grand acheteur avec 132 millions de francs juste aprés I’Allemagne
avec 138 millions de francs. Le DFE a annoncé que la Suisse a exporté 727,7 millions de
francs de matériel de guerre vers 74 pays. Ce qui représentait une augmentation de
0.8% par rapport a I'année précédente et une part de 0,39% des exportations totales
de I'année sous revue. Il a également annoncé avoir autorisé 2493 demandes sur les
2504 qui avaient été faites (99,5%), 11 demandes ont été refusées pour sept pays de
destination. %

Les exportations suisses de matériel de guerre ont baissé en 2010 (-12%) pour
atteindre 640,5 millions, soit I"équivalent de 0,32% des exportations totales de
marchandises. Sur I'ensemble des ventes, 17,7% consistent en des armes de tous
calibres destinées principalement a des entreprises de commerce ou industrielles et a
des forces de police. Elles ont concerné soixante-neuf pays, dont les principaux sont
I’Allemagne (134,3 millions), I’Arabie Saoudite, (132,6 millions), la Grande-Bretagne (51,1
millions), la Belgique (44,8 millions) et I'Espagne (32,6 millions). Parmi les 2363
demandes d’exportation (+5,9% par rapport a 2009), 2357 ont été autorisées par le
SECO pour un montant de 1,6 milliard de francs. Parmi les 66 demandes de préavis des
entreprises exportatrices, 45 ont recu une décision positive. L'Arabie Saoudite ne
dispose plus d’autorisation d’exportation de matériel de guerre depuis I'année
précédente, toutefois le Conseil fédéral a autorisé la livraison des commandes faites
avant cette décision. S'agissant des destinations, 61,5% des exportations se sont
dirigées vers des destinations européennes, 8,1% vers I'’Amérique et 29,2% vers |'Asie. **

Im Gegensatz zum Vorjahr, als die Schweizer Kriegsmaterialexporte zurtickgegangen
waren, wuchsen sie 2011 um beachtliche 36%. Insgesamt flhrte die Schweiz
Kriegsmaterial im Gesamtwert von CHF 872.7 Mio. aus, was einem Anteil von 0.4% am
Total der Exporte entspricht. Die grosse Zunahme an Kriegsmaterialexporten kann in
erster Linie auf den Verkauf von Trainingsflugzeugen im Wert von rund CHF 258 Mio. an
die Vereinigten Arabischen Emirate zurlckgefihrt werden. Von den insgesamt 68
Handelspartnern stammten die weiteren wichtigsten Abnehmer von Schweizer
Kriegsgltern aus Europa, so kauften insbesondere Deutschland, Italien, Belgien und
Spanien Kriegsmaterial in zwei- oder dreistelliger Millionenhdhe. Insgesamt wurden
beim zustandigen Staatssekretariat fur Wirtschaft 2459 Exportgesuche eingereicht,
wovon lediglich funf abgelehnt wurden. Diese betrafen allesamt den Export von
Kleinwaffen mit Zubehor in afrikanische und asiatische Staaten. Von den vorprifenden
Anfragen, mit welchen Exporteure die Wahrscheinlichkeit auf Gutheissung eines
allfalligen Exportgesuchs priifen, wurden 20 von 54 abgelehnt. *°

Trotz starkem Schweizer Franken und anhaltender wirtschaftlicher Unsicherheiten
nahmen die Exporte im Berichtsjahr um 2.1% zu. Die Dynamik liess im Berichtsjahr aber
merklich nach; im dritten Quartal 2011 nahmen die Exporte gegentiber dem Vorjahr
sogar leicht ab. Die Exportwirtschaft versuchte die Einbussen durch ein
Entgegenkommen bei den Preisen wettzumachen, was sich in einem Rickgang der
Exportpreise um durchschnittliche 5.5% niederschlug. Insgesamt wurden im Jahr 201
Waren im Wert von CHF 197.6 Mia. ausgefuhrt. Ricklaufig waren die Ausfuhren vor allem
in der Papier- und der graphischen Industrie sowie der Bekleidungs- und Textilbranche.
Von der Nachfrage in Asien profitierte die Uhrenindustrie, welche ihre Ausfuhren im
Berichtsjahr um 19.3% steigerte. Die Schweizer Exporteure setzten vor allem in
Deutschland, Irland und den Vereinigten Arabischen Emiraten mehr ab. Ebenfalls
wuchsen die Ausfuhren nach Indien, Taiwan und Russland, jeweils zwischen 13% und
15%.

Die Importe betrugen 2011 CHF 173.7 Mia., was nahezu dem Wert des Vorjahres
entsprach. Real wuchsen die Einfuhren um 1.9%. Wahrend die ersten drei Monate 2011
noch ein grosseres Importvolumen aufwiesen, zeigten die anderen drei Quartale
gegenlber der jeweils gleichen Zeitspanne 2010 negative Werte an. Einen Rlickgang an
Einfuhren vermeldeten insbesondere die Investitions- und Konsumguterbranche. Bei
letzterer schlugen die Einbussen bei den Importen der Bijouterie- und Juwelierbranche
sowie der Unterhaltungselektronik zu Buche. Bezogen auf die geographische Herkunft
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wuchsen die Einfuhren aus Kasachstan um satte 78% was auf die starke Erddlnachfrage
zurlckzuflhren ist. Die Importe aus Indien, Polen und Brasilien stiegen ebenfalls stark
an.

Der Saldo der Ein- und Ausfuhren schlug sich in einem neuen Rekordlberschuss von
knapp CHF 24 Mia. nieder. Gegenuber dem Vorjahr wuchs der
Handelsbilanziiberschuss somit um CHF 4 Mia. *

Au cours d'une année 2012 marquée par une situation économique défavorable, les
exportations ont légérement augmenté de 1,5%, a 200,9 milliards de francs. Le
troisieme trimestre a connu la hausse la plus importante faisant suite a une baisse des
exportations au cours du deuxieme trimestre. Contrairement a I'année précédente, les
prix ont renchéri (+1,7%). Le renforcement des exportations a été observé
principalement dans trois branches: I'horlogerie (+11%), I'industrie chimique et
pharmaceutique (+5,8%) et les denrées alimentaires, boissons et tabacs (+3,4%). Ces
augmentations tranchent avec I'évolution du papier et des arts graphiques (-13%), qui
recule pour la cinquieme année consécutive. Le commerce d’export a reculé avec
I'Europe (-1%), la Chine (-12%) et I'Inde (-10%). Ce recul a cependant été compensé par
une forte demande émanant de d’Arabie Saoudite (+23%), de Singapour (+14%), des USA
(+12%), du Canada (+9%) et de I'Amérique latine (+10%). **

Les exportations de matériel de guerre en 2012 ont représenté un total de 700,4
millions de francs. Ce montant reflete une baisse de 20% des exportations par rapport
a 201. Les exportations ont été effectuées dans 68 pays, avec en téte I'Allemagne
(245,5 millions de francs), les Emirats Arabes Unis (132,8 millions) et I'ltalie (61,1
millions). Un cas particulier a marqué I'année sous revue: la livraison d’avions militaires
d’entrainement non armés avec les Emirats Arabes Unis a été soumise a la loi sur le
matériel de guerre, alors qu’elle aurait di étre soumise a la loi sur le contréle des biens.
Ce changement a été rendu possible car au moment de la demande, il n’était pas
possible d’exclure 'armement de ces avions sur sol suisse. En outre, 29 demandes de
préavis visant a obtenir une autorisation d’exporter avec un client ont été refusées sur
79 déposées. Les demandes refusées proviennent principalement d'Afrique et d’Asie.
Les autorités suisses ont témoigné d’une grande prudence concernant les exportations
vers les pays touchés par le printemps arabe. Premierement, le gouvernement
n'accorde plus de nouvelles autorisations pour I'exportation de matériel de guerre vers
I'Egypte, le Pakistan et I’Arabie Saoudite depuis 2009. Deuxiemement, la Suisse a
autorisé principalement I'exportation de systemes de défense aérienne qui ne s’averent
pas utilisables contre une population civile. **

En juillet, les médias suisses ont dévoilé la présence de grenades a main suisses sur les
champs de bataille syriens. En raison d'une livraison suisse de grenades a main aux
Emirats Arabes Unis en 2003-2004, les deux pays ont ouvert une enquéte commune qui
a révélé que les grenades apparues en Syrie provenaient effectivement de cette
livraison. Les Emirats Arabes Unis ont offert une partie de cette livraison & la Jordanie;
cette méme livraison réapparue sur les champs de bataille syriens. Cette affaire a
amené le Conseil fédéral a renforcer le contrdle de I'exportation du matériel de guerre,
notamment en matiére de non-réexportation. *

Comme en 2012, les exportations n‘ont que peu augmenté au cours de I'année 2013
totalisant un montant de 201,8 milliards de francs (+0,8%). De méme, I"'augmentation
des prix a été relativement faible (+0,8%). En comparaison avec I'année précédente,
seul le dernier trimestre a révélé une évolution positive. En se penchant sur les
difféerentes branches, on observe que les augmentations d’exportation les plus
importantes se trouvent dans I'industrie des denrées alimentaires, boissons et tabacs
(+7,1%, notamment I'exportation de café avec une augmentation de 17%), I'industrie des
matiéres plastiques (+5,3%) et les instruments de précision (+3,3%). A I'inverse, les
exportations dans les secteurs de I'industrie du papier et des arts graphiques (13,0%),
I'industrie des machines et de I"électronique (-9,7%) et I'industrie métallurgique (-8,4%)
ont reculé. Pour ce qui est des partenaires économiques, il faut noter I'accentuation
des exportations vers le Mexique (+12%), la Chine (+11%) et I’Arabie Saoudite (+8%). Ces
résultats contrastent particuliérement avec le résultat des exportations avec I'Inde (-

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.65 - 01.01.24

19



MOTION
DATUM: 04.12.2018
AMANDO AMMANN

MOTION
DATUM: 14.12.2018
AMANDO AMMANN

24%) et le Japon (-12%). Concernant I'Europe, les exportations ont subi une légere
baisse (-1%), baisse qui s’explique en partie par le changement de méthode pour le
relevé du courant électrique. *°

Mittels einer Motion forderte Nationalratin Seiler Graf (sp, ZH) im Dezember 2018
angesichts der humanitaren Katastrophe in Jemen und der Ermordung des saudi-
arabischen Journalisten Jamal Khashoggi den Stopp aller Kriegsmaterialexporte an die
«Jemen-Kriegsallianz». Die Motionérin verlangte vom Bundesrat, dass dieser gestltzt
auf Artikel 19 des Kriegsmaterialgesetzes alle erteilten Bewilligungen fir die Ausfuhr von
Kriegsmaterial an Mitglieder der Kriegsallianz - die von Saudi-Arabien gefihrt wird -
widerrufen und damit auch den Export von Ersatzteilen und Munition stoppen solle. Bis
in Jemen ein nachhaltiger Frieden bestehe, sollen zudem keine neuen Bewilligungen fur
Kriegsmaterialexporte an die Mitglieder der Jemen-Kriegsallianz erteilt werden. Priska
Seiler Graf argumentierte, dass die Bewilligung derartiger Exporte, selbst wenn sie nur
punktuell und im Einzelfall vorgenommen wurden, ein aussenpolitisch «unertragliches»
Signal aussende. Das Kriegsmaterialgesetz sehe in Artikel 19 eine Moglichkeit zum
Widerruf derartiger Ausfuhren vor, sofern «ausserordentliche» Umstéande vorlagen, was
nach Ansicht der Motionéarin der Fall sei.

In seiner Stellungnahme zeigte sich der Bundesrat besorgt Uber die humanitare Krise in
Jemen und die Menschenrechtsverletzungen in Saudi-Arabien. Er wies aber auch
darauf hin, dass die Bewilligungspraxis der Schweiz flr die Ausfuhr von Kriegsmaterial
im internationalen Vergleich sehr restriktiv sei und man verhindern wolle, dass
Schweizer Kriegsmaterial zu einer humanitéaren Krise beitrage. Der Bundesrat habe 2016
entschieden, dass Gesuche bewilligt werden durfen, sofern kein Grund zur Annahme
bestehe, dass das Material im Jemen-Konflikt zur Anwendung komme. Aus Sicht des
Bundesrats lagen keine ausserordentlichen Umstéande vor, denn die militérische
Intervention in Jemen sei bereits bei der Erteilung der urspringlichen Bewilligungen
bertcksichtigt worden und die Ermordung Khashoggis &ndere nichts daran. Ein
Ausfuhrverbot an Mitgliedstaaten einer Militarallianz ware nur im Rahmen des
Embargogesetzes moglich, sofern man damit Sanktionen der UNO, der OSZE oder
wichtiger Handelspartner mittragen wirde. 2018 habe das WBF in Rlcksprache mit
betroffenen Unternehmen dennoch beschlossen, dass bereits erteilte Bewilligungen
nicht ausgefihrt und hangige sowie neue Gesuche nicht behandelt werden wdrden, bis
eine Neubeurteilung der Situation vorliege. Aus diesem Grund sah der Bundesrat keinen
weiteren Handlungsbedarf und beantragte die Ablehnung der Motion. “

Im Dezember 2018 reichte Nationalrat Fridez (sp, JU) eine Motion ein, mittels der
Waffenexporte nach Saudi-Arabien gestoppt werden sollten. Der Bundesrat muisse
samtliche Waffenexporte, inklusive Ersatzteile und Munition nach Saudi-Arabien und
weitere Lander, die im Jemen-Konflikt involviert sind, unverziglich stoppen, forderte
Motionar Fridez. Er begrindete die Motion mit der prominenten Rolle, welche Saudi-
Arabien im Bdlrgerkrieg in Jemen einnehme und mit weiteren saudischen
Menschenrechtsverletzungen, insbesondere der Ermordung Jamal Khashoggis. Aus
Sicht Fridezs war der Bundesrat durch Artikel 19 des Kriegsmaterialgesetzes dazu in der
Lage, Ausfuhrbewilligungen zu suspendieren oder zu widerrufen, wenn
«ausserordentliche Umstande es erforderten». In seiner Stellungnahme zeigte sich der
Bundesrat  zwar Uber die  humanitdre Krise in Jemen und die
Menschenrechtsverletzungen Saudi-Arabiens besorgt. Jedoch beschwichtigte er, dass
die Schweiz in ihrer Kriegsmaterialexportpraxis frih auf die Ereignisse in Jemen
reagiert habe. Das SECO habe bereits einen Tag nach der Militérintervention in Jemen
samtliche Gesuche fur die Ausfuhr von Kriegsmaterial an die beteiligten Staaten
blockiert. 2016 beschloss der Bundesrat zudem, dass jene Ausfuhrgesuche abgelehnt
werden, bei denen ein erhdhtes Risiko fur eine Verwendung im Jemen-Konflikt
bestand. Laut WBF wirden seit Oktober 2018 bereits zugestimmte Bewilligungen nicht
eingesetzt und héangige neue Gesuche betreffend Saudi-Arabien nicht behandelt, bis
das WBF eine Neubeurteilung der Lage vorgenommen habe. Der Bundesrat verwies
zudem auf seine Stellungnahme zur Motion Seiler Graf (sp, ZH; Mo. 18.4138) hinsichtlich
des Vorliegens «ausserordentlicher Umstande». Man begrisse die Vermittlung der
Vereinten Nationen im Jemen und hoffe, dass diese einen ersten Schritt in Richtung
eines neuen Friedensprozesses darstelle. Fur den Bundesrat bestand kein
Handlungsbedarf, weshalb er die Ablehnung der Motion beantragte.

Die Motion wurde im Dezember 2020 abgeschrieben, da sie nicht innert zwei Jahren im
Rat behandelt wurde. ¥
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VERWALTUNGSAKT
DATUM: 26.06.2019
AMANDO AMMANN

MOTION
DATUM: 10.12.2020
AMANDO AMMANN

Im Juni 2019 machte das EDA per Medienmitteilung 6ffentlich, dass es Pilatus ab sofort
samtliche Dienstleistungen in Saudi-Arabien und den Vereinigten Arabischen Emiraten
(VAE) verbiete. Es stltzte sich dabei auf das Bundesgesetz Uber die im Ausland
erbrachten Sicherheitsdienstleistungen (BPS), gegen welches die Pilatus Flugzeugwerke
AG in zwei Féllen verstossen habe. Unter anderem hatte Pilatus in Saudi-Arabien und
den Vereinigten Arabischen Emiraten insgesamt 80 PC-21 und dazugehorige
Unterstltzungsdienstleistungen, wie beispielsweise Ersatzteilmanagement, technischen
Support, Problembehebung am Flugzeugtyp PC-21 und an Simulatoren, verkauft.
Problematisch war dies, da sowohl die VAE wie auch Saudi-Arabien gemass der Zeitung
La Liberté der sogenannten Jemenallianz angehérten und aktiv in den Jemen-Krieg
eingegriffen hatten. Das EDA schrieb in seiner Medienmitteilung, dass die Direktion
nach ausfiihrlicher Uberpriifung des Falls zum Schluss gekommen sei, dass die
Tatigkeiten von Pilatus in besagten Landern nicht mit den aussenpolitischen Zielen des
Bundes vereinbar seien, da derartige Dienstleistungen als «logistische Unterstitzung
von Streitkraften» galten. Somit verstiess Pilatus gegen Artikel 1 Buchstabe b des BPS,
wonach das Gesetz dazu beitragen solle «die aussenpolitischen Ziele der Schweiz zu
verwirklichen».

Darlber hinaus fielen derartige Dienstleistungen laut BPS unter eine Meldepflicht beim
EDA, gegen welche Pilatus moglicherweise ebenfalls verstossen habe, war der
Medienmitteilung zudem zu vernehmen. Aus diesem Grund habe die Politische
Direktion des EDA eine Anzeige bei der Bundesanwaltschaft eingereicht. Laut Basler
Zeitung sehe Pilatus die Dienstleistungen jedoch von den durch das Seco autorisierten
Exportbewilligungen gedeckt und sei mit den entsprechenden Anschuldigungen des
EDA nicht einverstanden. Pilatus blieb somit bis Mitte September 2019 Zeit, um sich
geschaftlich aus den beiden Staaten zurlickzuziehen. Nicht betroffen davon seien laut
Medienmitteilung ahnliche Dienstleistungen, die Pilatus zugunsten von Katar und
Jordanien ausgeflhrt habe.

Im September desselben Jahres errang Pilatus zumindest einen Teilerfolg, als das
Bundesverwaltungsgericht die Beschwerde, welche das Unternehmen kurz nach
Bekanntwerden gegen das Téatigkeitsverbot erlassen hatte, guthiess. Dadurch traten die
Anordnungen des EDA bis auf Weiteres nicht in Kraft und Pilatus durfte weiterhin in
den beiden Staaten operativ tatig sein. Die Basler Zeitung bezeichnete den Zeitgewinn
far Pilatus als «entscheidend, um auf dem politischen Parkett gegen das EDA
vorzugehen». So habe das Unternehmen die Méglichkeit, bis zum endgtltigen Entscheid
eine kulantere Auslegung des BPS durch das Parlament zu erreichen, wurden doch die
entsprechenden Motionen Wicki (fdp, NW; Mo0.19.3991) und jene der SPK-SR (Mo.
19.4376) sowie das Postulat Schilliger (fdp, LU; P0.19.4297) in der Wintersession 2019
angenommen. 8

In der Wintersession 2020 befasste sich der Nationalrat mit der Motion von
Nationalratin Seiler Graf (sp, ZH), die den Stopp aller Kriegsmaterialexporte an die
Jemen-Kriegsallianz gefordert hatte. Die Motionéarin bekréftige in der grossen Kammer
ihre Forderung nach einem Ausfuhrverbot und sparte dabei nicht an Kritik am
Bundesrat. Einerseits schade diese Art der Aussenpolitik der Schweiz in ihrer Rolle als
humanitarer Akteurin, andererseits seien die Ausreden, dass das gelieferte
Kriegsmaterial nicht im Jemen eingesetzt wurde, «unglaubwurdig». Sie beschuldigte
den Gesamtbundesrat, dass dieser mit seinem «Kuscheln und Weiterliefern» den
Auftrag des Verfassungsartikels 54, Abs. 2 - demzufolge die Schweiz mit ihrer
Aussenpolitik zur Achtung der Menschenrechte und dem friedlichen Zusammenleben
der Volker beitragen soll - nicht erfllle. Der anwesende Bundesrat Guy Parmelin
wiederholte fast wortgleich die gedruckte Begrindung des Bundesrats und forderte
den Nationalrat dazu auf, die Motion abzulehnen. Diesem Aufruf folgte der Rat jedoch
nicht; er nahm die Motion mit 97 zu 95 Stimmen (bei O Enthaltungen) knapp an. Die
SVP- und FDP.Liberale-Fraktionen stimmten dabei fast geschlossen dagegen. Kurz
darauf stellte Andreas Glarner (svp, AG) jedoch einen Ordnungsantrag und beantragte
die Wiederholung der Abstimmung mit der Begriindung, dass die SVP «einen falschen
Knopf gedrickt habe». Offenbar war Neo-Nationalrat Huber (svp, AG) versehentlich von
der Parteilinie abgewichen. Dem Ordnungsantrag wurde mit 150 zu 28 Stimmen (bei 10
Enthaltungen) stattgegeben, am Resultat dnderte die Wiederholung jedoch wenig. Die
Motion wurde im zweiten Versuch gar mit 98 zu 94 Stimmen (bei 1 Enthaltung)
angenommen, was einerseits mit Abwesenheiten bei der ersten oder zweiten
Abstimmung zu tun hatte, andererseits aber auch mit Anderungen des
Abstimmungsverhaltens - Huber und Ritter (cvp, SG) wechselten ins Gegnerlager,
Pfister (cvp, ZG) ins Beflrworterlager und Gschwind (cvp, JU) enthielt sich neu der
Stimme, wéahrend Weichelt-Picard (al, ZG) und Gysi (sp, SG) bei der ersten und Quadri
(lega, TI) bei der zweiten Abstimmung abwesend waren. *°
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MOTION
DATUM: 17.06.2021
AMANDO AMMANN

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 31.05.2007
ELIE BURGOS

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 01.11.2018
GUILLAUME ZUMOFEN

In der Sommersession 2021 befasste sich der Standerat mit der Motion Seiler Graf (sp,
ZH), welche den Stopp aller Kriegsmaterialexporte an die Jemen-Kriegsallianz
forderte. Thierry Burkart (fdp, AG) - Sprecher der SiK-SR - beantragte im Namen der
Kommission die Ablehnung der Motion. Man sei zwar besorgt Uber die humanitéare Krise
in Jemen und Uber die Menschenrechtsverletzungen in Saudi-Arabien, da sich die
Intervention der Jemen-Koalition aber auf eine Resolution des UNO-Sicherheitsrats
stutze, sei diese volkerrechtlich legitimiert. Zudem liefere man nur defensive
Waffensysteme an Saudi-Arabien. Auch sei das Parlament nicht flur die
Rechtsanwendung zusténdig, weshalb eine Annahme der vorliegenden Motion das
Prinzip der Gewaltenteilung verletzen wdarde, fuhrte Burkart aus. Eine Minderheit
Jositsch (sp, ZH) setzte sich hingegen fur die Annahme der Motion ein. Der
Minderheitssprecher erklarte, dass aufgrund der Situation in Saudi-Arabien und Jemen
die Natur der Waffenlieferungen, ob offensiv oder defensiv, keine Rolle spiele. Zudem
fordere die Motion zwar die Anwendung von Artikel 19 des Kriegsmaterialgesetzes,
welche eigentlich dem Bundesrat vorbehalten sei, doch die Motion ermutige den
Bundesrat ja nur, dies zu tun, und breche daher nicht mit der Gewaltenteilung. Der
anwesende Bundesrat Guy Parmelin erinnerte daran, dass der Bundesrat die
militérische Intervention in Jemen bereits 2016 bei seiner Beurteilung der saudischen
Exportantrage berucksichtigt habe und aus seiner Sicht nach wie vor keine
«aussergewohnlichen Umstande» vorlagen, welche die Anwendung von Artikel 19
rechtfertigen wirden. Parmelin forderte daher die Ablehnung der Motion, auch weil die
Schweiz im internationalen Vergleich sehr restriktiv agiere. Wahrend sich der
Nationalrat noch tber den Wunsch des Bundesrats hinweggesetzt hatte, tat dies der
Standerat nicht. Er lehnte die Motion mit 28 zu 14 Stimmen ab. ®°

Landesverteidigung

Ausriistung und Beschaffung

Le Conseil fédéral a autorisé en début d’année, et contre la volonté de la conseillere
fédérale Micheline Calmy-Rey, I'exportation de 100 mitrailleuses avec leur munition a
destination de I’Arabie Saoudite, et cela malgré une situation des droits de I'nomme
jugée «pas idéale». ¥

Wirtschaft

Wirtschaftspolitik
Strukturpolitik

Le débat sur I'exportation de matériel de guerre a continué de secouer la coupole
fédérale. D"abord, un rapport du Secrétariat d’Etat a I'économie (SECO) a indiqué que
les entreprises suisses ont exporté pour environ 300 millions de francs de matériel de
guerre dans 61 pays. Il s"agit d'une augmentation de 17,6 pour cent par rapport a I'année
précédente. Puis, le fabricant d’avion Pilatus, établi dans le canton de Nidwald, a été
mis sous enquéte pour soutien logistique a I'armée saoudienne. Avec |'actualité sordide
de l'assassinat du journaliste Jamal Kashoggi, cette information a fait @ nouveau
exploser le débat sur I'exportation des armes. Au final, la mobilisation populaire
convertie en épée de Damoclés d'une initiative populaire a forcé le Conseil fédéral a
poser les armes. Le gouvernement a changé son fusil d"épaule et fait marche arriére sur
la modification de I'ordonnance sur le matériel de guerre. Ainsi, les exportations
d’armes vers les pays en conflit interne continueront d’étre interdites. *
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BERICHT
DATUM: 02.02.2017
GUILLAUME ZUMOFEN

BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 27.09.2017
GUILLAUME ZUMOFEN

BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 12.12.2017
GUILLAUME ZUMOFEN

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 16.03.2023
CATALINA SCHMID

Geld, Wahrung und Kredit
Banken

Dans le cadre de la norme internationale en matiere d'échange de renseignements,
établie par I'OCDE, la Suisse s'est engagée a introduire I'échange automatique de
renseignements (EAR) en matiére fiscale. Ainsi, des procédures de consultation sont
lancées afin de déterminer quels Etats et territoires remplissent les conditions
nécessaires pour appartenir au réseau partenaire de la Suisse. L'objectif de ces
démarches est de renforcer la compétitivité et l'intégrité de la place financiére
helvétique. Une procédure de consultation a été lancée pour la Chine, I'Indonésie, la
Russie, I'Arabie Saoudite, le Liechtenstein, la Colombie, la Malaisie, les Emirats arabes
unis, Montserrat, Aruba, Curacao, le Belize, le Costa Rica, Antigua-et-Barbuda, la
Grenade, Saint-Kitts-et-Nevis, Sainte Lucie, Saint-Vincent-et-les-Grenadines, les Tles
Cook et les Tles Marshall. Si le Parlement approuve les décisions prisent aprés les
procédures de consultation, les premiers échanges automatiques pourraient avoir lieu
deés 2019. %

Alors que la Suisse a mis en ceuvre 38 accords d'échange automatique de
renseignements (EAR) en 2017, le Conseil fédéral a adopté, en paralléle, un second
paquet d'accords EAR avec 41 Etats partenaires. De tels accords seraient mis en ceuvre
a partir de 2018 pour un premier échange de données en 2019. L'EAR se fonde sur
|'accord multilatéral entre autorités compétentes concernant I'échange automatique
de renseignements relatifs aux comptes financiers (MCAA) établi dans le cadre des
normes internationales de I'OCDE.

Le Conseil national s'est alors penché sur I'introduction de I'échange automatique de
renseignements relatifs aux comptes financiers avec 41 Etats partenaires. Tout
d'abord, il a intégré deux principes supplémentaires. Par 129 voix contre 53, il a ajouté
le principe de spécialité qui précise que les renseignements fournis doivent
uniquement étre utilisés pour lutter contre la fraude. Puis, il a joint une disposition sur
les normes de prévention de la corruption dans les pays partenaires. Ensuite, la
chambre du peuple a traité chaque accord individuellement. Ainsi, I'UDC, qui s'oppose
a I'échange automatique, a réussi a faire tomber 'accord avec |'Arabie Saoudite par 95
voix contre 92 et 4 abstentions, et I'accord avec la Nouvelle-Zélande étant donné des
risques liés a des pertes de rentes AVS. Tous les autres accords ont été validés par le
Conseil national. C'est désormais aux sénateurs de se prononcer. %

Avec une ligne similaire a celle de sa chambre sceur, la chambre des cantons a remanié
le projet d'introduction de I'échange automatique de renseignements (EAR) relatifs
aux comptes financiers avec 41 Etats partenaires élaboré par le Conseil fédéral. Alors
que les premiers échanges devraient avoir lieu des 2018, le Conseil des Etats a inscrit le
principe de spécialité dans le projet de loi. Tout comme le Conseil national, il souhaite
ainsi que les renseignements transmis ne puissent étre utilisés qu'a des fins fiscales.
L'objectif est de renforcer la protection juridique individuelle. Par contre, la chambre
des cantons n'a pas estimé nécessaire d'introduire des mesures liées a la prévention de
la corruption dans le pays partenaire. Les accords avec les 41 Etats partenaires ont été
validés. Au final, le Conseil national s'est aligné sur les modifications du Conseil des
Etats. Ainsi, I'UDC, qui se battait contre ces accords, a finalement d0 baisser pavillon.
Tous les accords, méme ceux avec |'Arabie Saoudite et la Nouvelle-Zélande, ont été
adoptés et les critéres de prévention de la corruption abandonnés. *°

Die aufgrund massiver Verluste und Skandale seit einiger Zeit in Krisenmodus stehende
Credit Suisse (CS) hatte 2022 mit einem Jahresverlust von CHF 7.3 Mrd. ihr schlimmstes
Jahr seit der Finanzkrise 2008 erlebt: So waren insgesamt CHF 123 Mrd. Kundengelder
von der Schweizer Grossbank abgeflossen, rekapitulierte etwa der Tages-Anzeiger das
vergangene Jahr. CS-Président Axel Lehmann hatte aber noch Ende Jahr
bekanntgegeben, dass die Geldabfllisse abgenommen hétten und sich die Lage fur die
Grossbank wieder etwas beruhigt habe, so die NZZ. Dieser Zustand habe bis ins neue
Jahr angedauert, weshalb Hoffnung aufgekommen sei, dass die Grossbank die noch im
Herbst 2022 préasentierte Restrukturierung aus eigener Kraft schaffen wirde (TA). Im
Marz 2023 gab die Situation der Credit Suisse allerdings erneut Anlass zur Sorge um die
Zukunft der Schweizer Grossbank. Innert knapp zwei Wochen Uberschlugen sich
verschiedene Ereignisse, welche den Abfluss der Kundengelder wieder enorm
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verstarkten und so den Aktienkurs der CS in die Tiefe fallen liess.

Am 7. Marz berichteten verschiedene Schweizer Zeitungen, dass die Grossbank einen
ihrer wichtigsten und loyalsten Aktionare verloren habe. So gab das US-amerikanische
Investmenthaus Harris Associates bekannt, die Zukunftsfahigkeit der Schweizer Bank
nach jahrelanger Kritik am CS-Management nun grundsatzlich infrage zu stellen und
deshalb samtliche Aktien zu verkaufen. Noch im August 2022 hatte das Unternehmen
zehn Prozent der CS-Aktien gehalten und war damit die grosste Aktionérin der CS
gewesen. Bereits Ende Jahr seien die Anteile aber aufgrund des in den vergangenen
Jahren sinkenden Aktienkurses der CS auf rund drei Prozent gesenkt worden. Der
Verkaufszeitpunkt erstaunte die NZZ, da der Wert der CS-Aktien mit 2.72 CHF nur wenig
Uber dem Allzeittief von CHF 2.57 von Anfang 2022 lag.

Fir weitere Schlagzeilen und damit fir einen Kurseinbruch sorgte die an der New
Yorker Borse kotierte Schweizer Grossbank bereits zwei Tage spater am 9. Marz. Denn
als sie ihren Geschaftsbericht in den USA veroffentlichen wollte, verhinderte die US-
amerikanische Borsenaufsicht dieses Vorhaben mit der Begriindung, dass es offene
Fragen und Fehler bei den Jahresrechnungen 2019 und 2020 gebe, die vor
Veroffentlichung geklart werden mussten - ein Novum, wie die Presse berichtete. Die
CS gab in der Folge bekannt, dass sie die Verdffentlichung des Berichts zur Abklarung
dieser Punkte verschoben habe, wobei die Finanzergebnisse 2022 von der
Verschiebung allerdings nicht betroffen seien. Fir die in Vertrauensfragen bereits
angeschlagene CS, die es sich zum Ziel gesetzt habe, eine bessere Risikokultur zu leben,
sei dieser Fehler schadlich und das Timing ausserst unglnstig, kritisierte etwa die NZZ.
Der Aktienkurs fiel in der Folge an diesem Donnerstag zeitweise um bis zu 6 Prozent in
die Tiefe und kam so dem Allzeittief der CS-Aktie nahe (Blick), bevor der Kurs
schliesslich bei CHF 2.62 schloss (NZZ, TA). Die Auswirkungen der Verschiebung waren
auch noch am Freitag splrbar, als der Kurs teilweise deutlich unter die Marke von CHF
2.50 fiel (NZZ) und so das bisherige Allzeittief unterschritt.

In den darauffolgenden Tagen kam es in den USA durch einen «Bank Run wie aus einem
Lehrbuch», wie es der Blick nannte, - also dem Ansturm der Kundinnen und Kunden auf
Banken - und dem anschliessenden Kollaps von drei Regionalbanken zu einer
regelrechten Bankenkrise. Diese liess das Vertrauen in das Bankenwesen international
einbrechen, was einen Anstieg der Risiken und somit der Kreditzinsen zur Folge hatte,
berichtete die Presse ab dem 13. Marz. Dadurch stiegen die Zweifel am
Finanzmarktsystem als Ganzes, was auf den Finanzmarkten international Panik und
damit laut Blick und NZZ eine Talfahrt der Aktienpreise verschiedenster Banken
ausloste. Fur die CS veranderten sich die Voraussetzungen in Folge dieser US-
amerikanischen Bankenkrise bis zum 15. Méarz drastisch: Der Einbruch der
Finanzmarktstabilitat néhrte die Zweifel an der bereits angeschlagenen CS weiter,
wodurch die CS-Aktien Uberdurchschnittlich stark an Wert verloren und mit CHF 2.12
einen negativen Rekord erzielten (-14%), wie der Blick berichtete. Die Finma gab im
Zuge dieser Krise bekannt, die Situation der von ihr beaufsichtigten Banken genau zu
analysieren, dusserte sich allerdings nicht konkreter zur CS.

Zu diesem Zeitpunkt zeigten sich die Medien gespalten zur Lage der CS: Einerseits
wurde vor einem Kollaps gewarnt, andererseits sah beispielsweise der Tages-Anzeiger
die CS noch nicht am Rande des Zusammenbruchs, solange sich unter den
Kleinsparenden keine Panik ausbreite. Und selbst in diesem Fall vertraute die Zeitung
auf die noch keinem Praxistest unterzogenen Too-Big-To-Fail-Regeln. Zudem habe das
Kernkapitel der CS Ende 2022 weiterhin Uber 14.1 Prozent betragen, womit sie die
Mindestanforderungen der Finma erfulle, so die NZZ.

Der knapp eine Woche zuvor verschobene Geschéaftsbericht wurde schliesslich am
Dienstag, dem 14. Marz, publiziert und brachte sowohl gute als auch schlechte
Neuigkeiten flir die CS mit sich, wie die NZZ schrieb. Der CS-Bonuspool sei erneut
deutlich verkleinert worden - auch beim Verwaltungsratsprasidenten und der
Geschéftsleitung -, womit die CS ein «kleines Zeichen gesendet [hat], dass sie der seit
Jahren propagierten Kultur der Verantwortung nachleben will» (NZZ). Gleichzeitig sei
der Geschéftsleitung fur die Erreichung aller Restrukturierungsziele bis 2025 ein
Transformationsbonus versprochen worden. Zudem sei die Trendwende bei den
Abflissen der Kundengelder nicht erreicht worden. Diese seien zwar schwéacher als
noch im letzten Quartal, noch immer schmelze jedoch die Kapitalisierung der CS weg,
so die NZZ. Die Bank befédnde sich in einem «Teufelskreis» (NZZ): Setze sie noch weitere
Sparmassnahmen um, nutze die Konkurrenz die Gunst der Stunde, um der CS die
Beratenden und deren Kundschaft abzuwerben. Diese Zukunftsaussichten erkléarten
auch die tiefen Aktienkurse, denn bei unsicheren und intransparenten Aussichten bei
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Banken verkauften Anlegende ihre Anteile lieber friher als spater, so die Einschatzung
der NZZ.

Als ein Vertreter der Saudi National Bank, der gréssten verbliebenen Investorin der CS,
am Morgen des 15. Marz in einem Interview neben einem Vertrauenszuspruch
erwéhnte, dass die saudische Bank «aus vielen Grinden, abgesehen vom einfachsten
Grund, namlich den regulatorischen und gesetzlichen» keine weitere Liquiditat in die
bereits schlingernde CS investieren werde, erlebten die CS-Aktien einen erneuten
Kurszerfall. Obschon diese Information gemass der Aargauer Zeitung keine Neuigkeit
gewesen sei, da die Bank dies schon bei ihrem Einstieg im Oktober 2022 angeklndigt
hatte, 16ste die Ausserung auf den internationalen Aktienmarkten panikartige Verkaufe
aus und beschleunigte die Talfahrt der CS-Aktien. Bereits eine halbe Stunde, nachdem
das Interview publik geworden war, erreichte der Aktienkurs die 2-Franken-Marke und
noch am Mittwochnachmittag mit CHF 1.55 ein neues Rekordtief (-30 %). Gleichzeitig
erreichte die Risikoprémie zur Versicherung von Geldgebenden gegen Zahlungsausfélle
der CS einen Héchstwert, was laut Blick als Vorbereitung der Geldgebenden auf einen
Konkurs der Bank zu deuten sei. CS-Préasident Axel Lehmann gab gegenlber der Presse
noch an diesem Tag bekannt, dass eine staatliche Hilfe fir die Bank «kein Thema» (AZ)
sei. Wie der Tages-Anzeiger hingegen berichtete, habe die CS am spateren
Mittwochnachmittag die SNB und die Finma um ein 6ffentliches Signal gebeten, um den
Markt zu beruhigen. Die CS-Aktie kam bei Bérsenschluss schliesslich mit einem Minus
von 24 Prozent bei CHF 1.70 zu stehen (TA, AZ).

Noch am gleichen Abend gaben die Finma und die SNB in einer gemeinsamen
Stellungnahme bekannt, dass die CS die fur systemrelevante Banken geltenden Kapital-
und Liquiditatsanforderungen erfille. Zudem sicherten sie der CS im Bedarfsfall
zuséatzliche Liquiditat zu. Noch in der Nacht auf Donnerstag stellte die SNB der CS im
Rahmen der Emergency Liquidity Assistance (ELA) CHF 50 Mrd. an ausserordentlicher
Liquiditatshilfe zur Verfligung, berichteten verschiedene Zeitungen am Donnerstag.
Geméss Tages-Anzeiger erfolgte diese Liquiditatsspritze nicht im Rahmen der TBTF-
Gesetzgebung, denn die CS sei nicht von einem ungeordneten Konkurs betroffen. Mit
der Liquiditatsspritze erfllle die Nationalbank lediglich ihren Auftrag, die
Finanzstabilitdt der Schweiz zu gewéhrleisten. Dies schien den Markt tatsachlich zu
beruhigen, die Aktie stieg bis zum Bdrsenstart am Donnerstagmorgen um 32 Prozent
auf CHF 2.28 an. Dieser positive Effekt hielt allerdings nur kurz an, denn bereits am
Freitag, einen Tag nach der Intervention, kehrten die Unsicherheiten und die Gertchte
zurtck und die CS-Aktie fiel erneut um 8 Prozentpunkte auf 1.86 Franken - «Der SNB-
Effekt war dahin», urteilte die Aargauer Zeitung. Das grosste Problem sei auch weiterhin
der anhaltende Abfluss von Kundengeldern, wobei dieser womdglich durch die SNB-
Liquiditatsspritze im Sinne von «Abheben, solange Geld da ist» beschleunigt worden
sei, so die Aargauer Zeitung weiter.

Fir mediale Aufregung sorgte das Stillschweigen der Regierung. Als die
Medienkonferenz  nach der wochentlichen  Sitzung des  Bundesrats am
Mittwochnachmittag abgesagt wurde, machten insbesondere zwei Thesen die Runde:
Einerseits konne jede Aussage des Bundesrats erhebliche Auswirkungen auf das
Verhalten der CS-Kundschaft und entsprechend auf die Aktienkurse haben, denn
«jeder in bester Absicht gedusserte Satz wird von den Markten interpretiert», wie der
Tages-Anzeiger argumentierte. Das «beharrliche Schweigen» aus dem Bernerhof kénne
aber auch als Zeichen einer grosseren Operation, die noch im Gange sei, interpretiert
werden, fasste der Tages-Anzeiger die andere Seite zusammen. Auf jeden Fall schien
der Fall «CS» noch nicht vorbei zu sein. *
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Infrastruktur und Lebensraum

Energie
Erdol und Erdgas

Le conflit en Ukraine, et les sanctions occidentales envers la Russie, a mis sous le feu
des projecteurs le réle du gaz dans le mix énergétique helvétique. Dans un premier
temps, certains acteurs, avec par exemple la ville de Zurich, ont annoncé vouloir
boycotter le gaz russe, immédiatement et jusqu'a la fin du conflit. Néanmoins, plusieurs
experts en énergie ont rapidement indiqué I'impossibilité pratique d'une telle mesure.
En effet, la tracabilité sur le marché gazier n'est pas encore effective. Il est donc
possible de connaltre la quantité de gaz russe qui entre en Europe, mais pas celle qui
est ensuite orientée vers la Suisse.

Ces discussions de boycott ont également mis en exergue la différence de dépendance
envers le gaz russe entre la Suisse alémanique et la Suisse romande. Dans les faits, la
Suisse alémanique s'approvisionne majoritairement aupreés du fournisseur allemand
Uniper qui est fortement dépendant du pipeline Nord Stream 1, qui est lui-méme
fortement alimenté par le gaz russe. A I'opposé, la Suisse romande s'approvisionne
essentiellement chez le fournisseur francais Engie qui posséde un portefeuille de gaz
plus diversifié. En Suisse romande, seulement 25 pour cent du gaz proviendrait de la
Russie, alors que pour la Suisse allemande ce total dépasserait les 50 pour cent d'apres
des estimations.

Si le risque de pénurie de gaz a court-terme a été écarté par les experts en énergie
ainsi que par le Conseil fédéral, le gouvernement a rapidement enclenché ses relais
diplomatiques pour renforcer sa sécurité d'approvisionnement en gaz. D'un coté, le
conseiller fédéral Ueli Maurer a profité de sa visite a Doha pour discuter de la livraison
de gaz naturel liquéfié a la Suisse. La concrétisation de ces négociations sera menée par
la société Gaznat. D'un autre coté, la conseillere fédérale Simonetta Sommaruga a saisi
|'opportunité de son voyage diplomatique aux Pays-Bas pour renforcer la collaboration
dans le domaine des énergies renouvelables. Ainsi, la Suisse a conclu avec six autres
pays européens (Allemagne, Autriche, Belgique, Luxembourg et Pays-Bas) un accord sur
I'approvisionnement en gaz pour I'hiver 2022/2023. La Suisse pourra bénéficier des
installations de stockage en gaz de ces pays. Cette décision était cruciale pour la Suisse
car le pays ne possede pas d'installations de stockage de grande ampleur pour le gaz.
Finalement, le Conseil fédéral a levé les interdictions découlant du droit des cartels afin
de permettre aux acteurs de la branche d'effectuer des achats groupés pour renforcer
I'approvisionnement en gaz. ¥

Verkehr und Kommunikation
Luftfahrt

2014 zeichnete sich eine Verscharfung der Konkurrenz in der Schweizer Luftfahrt ab:
Die Swiss sah sich gegenlber der expansiven, arabischen Fluggesellschaft Etihad
benachteiligt. Anfang Juni 2014 gelangte Swiss-Konzernleiter Harry Hohmeister an die
Offentlichkeit und zeichnete ein disteres Bild der Situation: Wéahrend es in der Schweiz
aufgrund der Gesetzgebung praktisch keinen Spielraum fur Weiterentwicklung gebe,
hatten die stark wachsenden Airlines aus der Golf-Region, insbesondere Etihad, viele
Wettbewerbsvorteile. Hohmeister bezeichnete sowohl Investitionen als auch
Arbeitsplatze der Swiss als mittelfristig gefahrdet. Nachdem die Airline Etihad 2013 mit
einer Kapitalerhéhung in die Regionalfluggesellschaft Darwin Airline eingestiegen war,
wurde diese unter dem Namen Etihad Regional immer mehr zu einem Zubringer fur die
Muttergesellschaft ausgebaut. Die Swiss kritisierte, dass dieses Vorgehen die
Konzession verletze. In der Fragestunde des Nationalrates richtete sich Karl Vogler (csp,
OW) an Bundesrétin Leuthard und fragte nach der Situation des Schweizer
Luftverkehrssystems angesichts der massiven Wettbewerbsverzerrungen durch die
Airlines aus der Golf-Region. Leuthard erklérte, es wirde eine moglichst optimale
Anzahl Direktfluge in weltweite Zentren angestrebt, die Kriterien von Besitz und
Kontrolle fur Schweizer Fluggesellschaften wirden Uberprift und allfallige
Zusatzmassnahmen wiirden in der in Uberarbeitung befindlichen Neuen Luftfahrtpolitik
evaluiert.

Im Juni 2014 verstiess die Etihad Regional laut Staatssekretariat flr Wirtschaft (Seco)
gegen das Gesetz gegen unlauteren Wettbewerb, indem die Airline gunstige Flige
bewarb, die zu jenen Preisen jedoch nicht buchbar waren. Das Seco kindete deshalb
an, das Geschéftsverhalten der Airline zu prifen und allenfalls Massnahmen zu
ergreifen; zu einer Busse kam es jedoch nicht. Im August kam das Bundesamt fur
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Zivilluftfahrt (Bazl) nach einer Untersuchung zum Schluss, dass die geplanten
Zusammenarbeitsmechanismen zwischen Etihad Regional und Etihad Airways so
beschaffen sind, dass Letztere Einfluss nehmen kann auf die Fihrung der Etihad
Regional - was fur die in der Schweiz ansassige Etihad Regional nicht gesetzeskonform
ist. Das Bazl hat der Etihad Regional deshalb Anpassungen vorgeschrieben. Im Herbst
gaben sowohl die Swiss als auch die Etihad Regional ihre Ausbaupléne fur den Flugplan
vom Sommer 2015 bekannt. Beide Airlines planten einen massiven Ausbau ihrer Europa-
Destinationen, teilweise in direkter Konkurrenz. Am Beispiel der Linie Zlrich-Lugano,
welche die Swiss kinftig viermal und Etihad Regional zweimal téglich fliegen wollen,
zeigt sich der Verdréangungskampf. %

Umweltschutz
Allgemeiner Umweltschutz

Anlasslich der Er6éffnung des Globalen Umweltministerforums in Dubai (Arabische
Emirate) rief Bundesprédsident Leuenberger dazu auf, nach dem Vorbild der
Millenniumsziele im Bereich der Entwicklung konkrete und messbare Vorgaben fiur die
globale Umweltpolitik zu formulieren. Gestlutzt auf die auf internationaler Ebene
vereinbarten Zielsetzungen in den Bereichen Klimaschutz (Kyoto-Protokoll),
Artenvielfalt (gréosstmogliche Verminderung des Artenschwundes bis 2010) und
Chemikalien (Minimierung der schadlichen Auswirkungen auf Umwelt und Gesundheit
bis 2020) unterbreitete Leuenberger den Vorschlag einer globalen Agenda fir die
gesamte internationale Umweltpolitik. *

Klimapolitik

Die im November stattfindende 19.UNO-Klimakonferenz in Warschau brachte aus Sicht
der Schweiz nicht die erwarteten Ergebnisse. Fortschritte erzielte die
Staatengemeinschaft zwar im Bereich des Waldschutzes sowie durch Regelung der
Uberpriifung freiwilliger Emissionsreduktionen der Entwicklungsldander. Durch den
Widerstand der ,Like-Minded Developing Countries®, darunter namentlich China,
Indien, Saudi Arabien, Venezuela und die Philippinen, wurde jedoch verhindert, dass
alle Lander mit der Erarbeitung der Reduktionsverpflichtung zur
Treibhausgasemissionen nach 2020 beginnen. Die Konferenz liess auch Dauer,
Modalitaten und Formulierung der Reduktionsverpflichtung nach 2020 offen, womit
dem vor zwei Jahren an der Klimakonferenz in Durban beschlossenen Ziel, bis im Jahr
2015 ein glltiges Vertragswerk auszuarbeiten und abzuschliessen, wenig Rechnung
getragen wurde. Bundesréatin Leuthard (cvp) ermahnte die Staatengemeinschaft an der
Konferenz zur Festlegung verbindlicher und allgemein gultiger Reduktionsziele. Nur so
kénne die Erderwarmung auf einen Anstieg von 2 Grad gegenuber dem Jahr 1990
begrenzt werden. Dariber hinaus sprach sich eine Mehrheit der Industriestaaten,
darunter die Schweiz, zusammen mit verschiedenen Inselstaaten, den Landern der
unabhéangigen Allianz lateinamerikanischer und karibischer Staaten sowie den &rmsten
Landern der Welt daflr aus, die Bemuhungen zur Verringerung der Klimaerwdrmung im
Zeitraum 2013-2020 zu verstarken. Ein konkreter Plan zur Emissionsreduktion bis 2020
wurde jedoch zum Bedauern der Schweiz nicht verabschiedet. Indes forderten
Forscher des an der Universitat Bern angesiedelten Oeschger-Zentrums in einer
fihrenden Fachzeitschrift, die Folgen des CO2-Ausstosses nicht ausschliesslich am
Temperaturanstieg zu messen. Zunehmende CO2-Emissionen flihrten unter anderem
zu einer Versauerung der Ozeane. Um den damit einhergehenden negativen
Auswirkungen Einhalt zu gebieten, waren noch strengere Reduktionsziele angebracht.
Der Bericht sowie insbesondere auch das Engagement des am Oeschger-Zentrum
tatigen Professors Thomas Stocker fir den UNO-Klimarat (IPCC) wurden von der
Wochenzeitung .Weltwoche™ dusserst kritisch beurteilt. *°
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